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Abstrakt 

Die vorliegende Bachelorarbeit „Der Weg der Nationaldemokratischen Partei in den 

sächsischen Landtag in den Jahren 1995-2004 und seine Resonanz in ausgewählten 

tschechischen Medien“ verfolgt das Ziel, die Ursachen, die sich hinter der Änderung der 

Atmosphäre in der Bevölkerung „zu Gunsten“ der Rechtsextremisten in den neuen 

Bundesländern verbergen, zu beschreiben und zu charakterisieren. In diesem 

Zusammenhang wird sich die Arbeit erstens mit den Folgen der sozio-ökonomischen 

Entwicklung nach der Wiedervereinigung Deutschlands für die Bevölkerung der alten 

Bundesländer auseinandersetzen. Zweitens wird sie die neue innerparteiliche 

Orientierung der NPD seit der Mitte der 1990er Jahre fokussieren. Zudem wird die 

Charakteristik der Anhänger, bzw. das Spezifikum der Anhänger der NPD in Sachsen in 

Betracht genommen. Ein Teil der Arbeit wird sich auch mit der Resonanz bezüglich 

dieses Themas in ausgewählten tschechischen Medien (Mladá fronta Dnes und Ústecký 

deník) beschäftigen. Schließlich werden die Resonanzen in diesem regionalen und 

überregionalen Tagesblatt verglichen. 

 

Abstract 

The bachelor thesis “The way of the National Democratic Party of Germany into the 

Parliament of Saxony in 1995-2004 and its reception in the selected Czech media” deals 

with the phenomena of the right-wings extremism in Saxony, one of the five new states 

of the Federal Republic of Germany. The goal of the submitted bachelor thesis is to 

describe and analyze the causes of the increase in support for the NPD. The first part is 



 

concentrated on describing the consequences of the socio-economic impact from 

reunifying on the population. In the second part, the NDP’s new internal orientation 

since the mid-1990s is focused. Also the profile of the followers, respectively the 

specifics of the supporters of the NDP in Saxony will be considered and described. Part 

of the work is also dedicated to the reception in the Czech media (Mladá fronta Dnes 

and Ústecký deník). Finally, the reception in these regional and national daily journals 

will be compared. 
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Einleitung 

Die vorliegende Bachelorarbeit setzt sich mit dem Phänomen des 

Rechtsextremismus in den „neuen Bundesländern“1 der Bundesrepublik Deutschland 

auseinander. Im Hinblick auf den erheblichen Erfolg der rechtsextremistischen Parteien 

in den letzten Landtagswahlen auf dem Gebiet der ehemaligen Deutschen 

Demokratischen Republik ist offensichtlich, dass sich der Rechtsextremismus schon 

lange nicht mehr nur am Rande der deutschen Gesellschaft befindet. Der 

Rechtsextremismus bringt eine große Herausforderung für die bundesdeutsche 

Gesellschaft mit sich, denn Rechtsextremismus bedeutet gleichzeitig die Verletzung des 

Gleichheitsgesetzes: „Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. […] Niemand darf 

wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 

Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen 

Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. […]“. 2 

Obwohl dieses Phänomen in den letzten Jahren häufig eher mit dem Attribut 

„ostdeutsch“ in Zusammenhang gestellt wird, trifft dies, laut einiger relevanter Studien, 

die an späterer Stelle erwähnt werden, nicht vollkommen zu. Noch im Jahre 1994 war 

der Rechtsextremismus viel mehr im Westen der Bundesrepublik verbreitet. Erst vier 

Jahre später, im Jahre 1998, änderte sich dies grundlegend. Damals wurden 

rechtsextreme Weltanschauungen bei 17 Prozent der Ostdeutschen, im Unterschied zu 

nur 12 Prozent der Westdeutschen, festgestellt.3 Seit Mitte der 1990er Jahre erzielten die 

Parteien, die vom Bundesamt für Verfassungsschutz als rechtsextrem eingestuft sind, 

enorme Wahlerfolge und übten zunehmend Einfluss auf das politische Geschehen des 

Landes aus. Einige Jahre zuvor wäre ein solcher Wandel noch als unrealistisch und 

ausgeschlossen betrachtet worden. 

Grundsätzlich kann man von der Bundestagswahl im September 1998 

behaupten, dass sie für die rechtsextremistischen Parteien einen Durchbruch in den 

„neuen Bundesländern“ bedeutete. Im Unterschied zu den Bundestagswahlen in den 

Jahren 1990 und 1994, als ihre Zweitstimmenanteile in den alten Bundesländern 

deutlich größer waren, feierten sie diesmal einen riesigen Erfolg im Osten. Daraus wird 

                                                 
1 Mecklenburg - Vorpommern , Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen, Thüringen. 
2„Artikel 3 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland“, Offizielle Seite des 
Bundesministeriums der Justiz, http://www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/gg/gesamt.pdf (letzter 
Zugriff: 1. 5. 2011).  
3 Richard Stöss, Rechtsextremismus im vereinten Deutschland (Berlin: Friedrich-Ebert-Stiftung, 2000), 
175. 
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eine merkliche Tendenz deutlich, nach der in dem deutschen Rechtsextremismus eine 

erhebliche Veränderung der Weltanschauungen sowie eine Verlagerung der 

rechtsextremen Stimmungen, und letztendlich auch Wählerstimmen, von Westen nach 

Osten, stattfand.4  

Deshalb konzentriert sich die Bachelorarbeit auf das Gebiet der ehemaligen 

Deutschen Demokratischen Republik, konkret auf das Territorium von Sachsen. Diese 

Begrenzung erfolgt auch im Zusammenhang mit der Behauptung, dass Sachsen 

„Hochburg deutscher Neonazis“5 sei. Ein anderer entscheidender Grund für diese 

Begrenzung ist auch die immer aktivere und engere Zusammenarbeit zwischen den 

sächsischen und tschechischen Neonazis. Dies ergibt sich aus dem Sammelband 

Nebezpečné známosti. Pravicový extremismus v malém příhraničním styku 6, der sich 

mit grenzübergreifenden Aktivitäten, in Bezug auf die tschechisch-sächsische Grenze, 

beschäftigt. Für die tschechischen Aktivisten sind ihre Nachbarn umso attraktiver, weil 

es ihnen gelungen ist, sich auch auf der institutionellen Ebene zu etablieren. Sie 

versuchen, sich von den erfolgreicheren deutschen Mitläufern inspirieren zu lassen.  

Die Bachelorarbeit befasst sich mit dem Zeitabschnitt 1995-2004. In der Mitte 

der 1990er Jahre begannen sich erstens die Änderungen im Konzept der rechtsextremen 

Szene durchzusetzen und zweitens beginnen auch die Folgen der deutschen 

Wiedervereinigung, langsam zum Tragen zu kommen. Diese Tatsache wurde in der 

Landtagswahl am 19. September 2004 bestätigt, als es der NPD gelang, wieder in den 

sächsischen Landtag einzuziehen. Aus diesen Gründen wurde die Arbeit auf diesen 

Zeitabschnitt begrenzt.  

Die Arbeit verfolgt fünf Ziele. (1) Im Zentrum der Arbeit steht die Frage, welche 

Ursachen sich hinter der Änderung der Atmosphäre in der Bevölkerung „zu Gunsten“ 

der Rechtsextremisten in den neuen Bundesländern verbergen, bzw. welche Faktoren 

den Wahlerfolg der NPD, die im September 2004 bei der sächsischen Landtagswahl 9,2 

Prozent der Stimmen erhielt, beeinflussten. (2) Auch der Aspekt der sozialen 

Auswirkungen der Wiedervereinigung auf die Bevölkerung wird in diesem 

Zusammenhang näher betrachtet. Dabei ist es unverzichtbar aufzuzeigen, wie sich die 

                                                 
4 Stöss, Rechtsextremismus im vereinten Deutschland, 8. 
5 „Sachsen ist Hochburg deutscher Neonazis“, Spiegel Online, 21. 8. 2006, 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,432726,00.html (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
6 „Gefährliche Bekanntschaften. Der Rechtextremismus im kleinen Grenzverkehr (BRD - Tschechische 
Republik)“ [Übersetzung des Verfassers], hrsg. v. Kulturbüro Sachsen e. V., Heinrich Böll Stiftung und 
Weiterdenken – Heinrich Böll Stiftung Sachsen (Dresden, 2009), 152, http://www.nebezpecne-
znamosti.info/assets/Nebezpecne%20znamosti.pdf (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
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ökonomische Entwicklung auf die Gesamtsituation ausgewirkt hat. (3) Die Arbeit strebt 

ebenfalls an, einen Überblick der Konzeptänderungen der rechtsextremen Szene zu 

geben, die sich um die Mitte der 90er Jahre langsam durchsetzten. (4) Im Wesentlichen 

wird auch die Frage nach der Charakteristik der Anhänger der rechtsextremistischen 

Bewegungen, bzw. die Spezifika der NPD erörtert. (5) Zuletzt versucht die 

Bachelorarbeit, einen Überblick über die Bearbeitung der wichtigsten Ereignisse dieser 

Problematik in den ausgewählten tschechischen Medien zu geben. Dafür wurde das 

regionale Tagesblatt Ústecký deník und das überregionale Tagesblatt Mladá fronta Dnes 

ausgewählt. Auf diese Weise soll die Rekonstruktion der Schlüsselmomente ermöglicht 

werden. Ústecký deník wird in der Region herausgegeben, die direkter Nachbar von 

Sachsen ist. Auch hier wurde die zunehmende Gefahr dieses Phänomens in der 

Bevölkerung empfunden und darum kann man die Aufmerksamkeit und Resonanz in 

dieser lokalen Presse vermuten. Die Wahl von Mladá fronta Dnes wurde hinsichtlich 

der Tatsache getroffen, dass es sich um die größte Landeszeitung handelt.  

Die Methodologie geht gewissermaßen schon aus den Zielen der Arbeit hervor. 

Zum Teil wurde die Methode der chronologischen Deskription benutzt, teilweise wurde 

aber auch die quantitative und qualitative Analyse für die Resonanz der wichtigsten 

Ereignisse gebraucht. Zum Schluss wurden die Untersuchungsergebnisse aus den 

ausgewählten Zeitungen verglichen. 

Die tschechische Bibliographie zum Thema des deutschen Rechtsextremismus in 

der vereinigten Bundesrepublik Deutschland mit dem Schwerpunkt auf den neuen 

Bundesländern stellte sich als wenig ergiebig heraus. Deshalb wurde für die Bearbeitung 

der Arbeit fast ausschließlich deutschsprachige Literatur genutzt.  

In Bezug auf die hohe und sich fortwährend steigernde Aktualität dieses Themas 

haben mir viele zusammenfassende Werke zur Verfügung gestanden, die auch gut 

zugänglich waren. Hauptsächlich handelte es sich um die Werke des Vorreiters der 

Rechtsextremismusforschung in Deutschland, Richard Stöss, der sich vor allem mit dem 

Parteiensystem und dem Wahlverhalten in der Bundesrepublik Deutschland am Otto-

Suhr-Institut der Freien Universität Berlin beschäftigt. Er hat sich mit zahlreichen 

Publikationen zu diesen Themen hervorgetan. Seinem Buch Rechtsextremismus im 

Wandel 7gelang es, Ursachen, historische Hintergründe, Entwicklung, Programmatik 

und Organisationsformen des Rechtsextremismus in der Bundesrepublik fundiert zu 

erläutert. Daneben bietet er auch einen Überblick zu rechten Subkulturen, dem 
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rechtsextremistischen Einstellungspotential in der Bevölkerung und zur Entwicklung 

des Rechtsextremismus im westeuropäischen Ausland. Obwohl Stöss in seiner zweiten 

umfassenden Studie, Rechtsextremismus im vereinten Deutschland 8, das ganze Land im 

Blick hat, liegt sein Schwerpunkt auf Ostdeutschland. Aus diesem Grunde stützt sich die 

Arbeit auch auf dieses Werk. 

Eine sehr gelungene und umfassende Einführung in die Problematik stellt das 

Werk Radikální pravice v Německu: od roku 1980 po současnost 9 von Lee McGowan, 

von der Queen´s University Belfast dar, das einen komplexen und chronologischen 

Überblick über die Entwicklung rechtsextremistischen Gedankenguts von der Gründung 

des Deutschen Kaiserreiches bis in die Gegenwart bietet. Der Autor beschäftigt sich mit 

diesem Prozess unter Berücksichtigung der politischen, wirtschaftlichen und 

gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. Sein Buch ist sehr übersichtlich gegliedert und 

beinhaltet umfangreiche und wertvolle bibliografische Angaben, denn er verweist 

häufig auch auf Arbeiten von u. a. Peter Kershaw, William Carr, Alan Bullock, Hugh 

Trevor-Roper, Uwe Backes, Cas Mudde oder Peter Dudek. 

Das Kapitel über die Anhänger der extremen Rechten stützt sich insbesondere 

auf die Publikation Wer wählt rechts? Die Wähler und Anhänger rechtsextremistischer 

Parteien im vereinigten Deutschland 10 von Jürgen W. Falter und Markus Klein, in der 

zwar der Unterschied zwischen dem Westen und Osten nicht explizit genannt wird, aber 

anhand verschiedener Tabellen dennoch wichtige Schlussfolgerungen gezogen werden 

können. Die Autoren versuchen u. a. die Fragen zu beantworten, woher die Wähler und 

Anhänger rechtsextremer Parteien kommen oder bei welchen sozialen Schichten und 

demographischen Gruppen die Rechtsextremisten besonders erfolgreich sind.  

Auch elektronische Quellen wurden benutzt. Vor allem waren es Online-

Versionen verschiedener Artikel und Anmerkungen der relevanten deutschen Zeitungen 

und Zeitschriften wie der Frankfurter Allgemeine Zeitung oder des Spiegels.  

Gleichzeitig standen auch Webseiten der staatlichen oder vom Staat 

unterstützten Organisationen wie der Bundeszentrale für politische Bildung oder des 

Landesamts für Verfassungsschutz Sachsen zur Verfügung, auf denen viele Studien und 

                                                                                                                                               
7 Richard Stöss, Rechtsextremismus im Wandel (Berlin: Friedrich-Ebert-Stiftung, 2007), 231.  
8 Richard Stöss, Rechtsextremismus im vereinten Deutschland (Berlin: Friedrich-Ebert-Stiftung, 2000), 
189.  
9 Lee McGowan, Radikální pravice v Německu: od roku 1870 po současnost [Die radikale Rechte in 
Deutschland: von 1870 bis in die Gegenwart] (Praha: Prostor, 2004), 287.  
10 Jürgen W. Falter und Markus Klein, Wer wählt Rechts? Anhänger rechtsextremistischer Parteien im 
vereinigten Deutschland (München: Beck,1994), 166.  



  

 

6

  

die statistischen Angaben gut zugänglich waren. Als nützliche Quelle für die 

allgemeinen Informationen über den politischen Extremismus diente der 

Verfassungsschutzbericht, der von dem Sächsischen Staatsministerium des Inneren und 

Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen jährlich veröffentlicht wird und auf der 

Homepage zugänglich ist. Konkret stützt sich die Arbeit auf die Daten aus dem Jahre 

2004. 

Für die Unterkapitel, die sich mit den sozialökonomischen Auswirkungen der 

Wiedervereinigung für die Bevölkerung beschäftigten, diente mir als wichtigste Quelle 

die Studie Transformation: The Shocking German Way 11 von Horst Brezinski und 

Michale Fritsch. Diese schafft es, die wichtigsten historischen Entwicklungslinien 

zusammenzufassen, um die Ursachen des Rechtsextremismus zu erörtern und dies mit 

der derzeitigen aktuellen Lage in Zusammenhang zu stellen. 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
11 Horst Brezinski und Michael Fritsch, „Transformation: The Shocking German Way“, Moct-Most 5, Nr. 
4 (1995): 1–25. 
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1. Die Ursachen der Zunahme der Mitglieder und 

Wähler der NPD in Sachsen 

An dieser Stelle wird zuerst ein kurzer Überblick über die Entwicklung der NPD 

vor der Wiedervereinigung gegeben, der sich auf die verschiedenen Aufstiegs- und 

Abstiegstendenzen in der früheren Geschichte der NPD konzentriert. Diese 

Zusammenfassung soll als eine Übersicht über sowohl die Zahl ihrer Wähler als auch 

über die verschiedenen Rahmenbedingungen dienen, die in der Folgezeit ihre 

zukünftigen Ziele mitgeprägt haben. 

Das Jahr 1966 stand für die NPD im Zeichen sensationeller Wahlergebnisse - 

Hessen (7,9 Prozent, 8 Mandate), Bayern (7,4 Prozent, 15 Mandate) und Baden-

Württemberg (9,8 Prozent, 12 Mandate) - mit denen sie große Aufmerksamkeit erregte. 

In Folge dessen erhielt sie insgesamt 61 Landtagssitze in sieben Landesparlamenten.12 

Die vorausgegangenen Wahlerfolge wurden nur als ein Vorbote des Eintritts in den 

Bundestag angesehen. Bei der Bundestagswahl 1969 erlitt die Partei jedoch eine 

katastrophale Niederlage und ihr Plan scheiterte mit 1,4 Millionen Wählern an einem 

Stimmenanteil von nur 4,3 Prozent.13  

Nach der Bildung der sozialliberalen Koalition aus der SPD und FDP unter der 

Leitung von Bundeskanzler Willy Brandt, der zu den größten Gegnern der NPD 

gehörte, stürzte die Partei in eine tiefe Krise. Dieser Zeitabschnitt wurde durch mehrere 

Faktoren beeinflusst. Zu den Gründen für den Absturz der NPD kann man zweifelsohne 

den allgemeinen wirtschaftlichen Aufschwung, und die potentielle internationale 

Schädigung des Images der Bundesrepublik, zählen. Als Ursache, für die Tatsache, dass 

die Partei die Fünf-Prozent-Hürde nicht überschreiten konnte, wird auch die 

Positionierung der CDU genannt, die sich in der Opposition zum Nationalismus 

hinwendete und dadurch ¾ der NPD-Wähler für sich gewann. Entscheidend für den 

Verfall der Partei war u. a. auch der Mangel an starken Persönlichkeiten in der Führung 

der Partei sowie ihre immer größere Isolation und innerparteiliche Rivalitäten.14  

                                                 
12Stöss, Rechtsextremismus im vereinten Deutschland, 51. 
13 Ibid., 51. 
14  Mc Gowan, Radikální pravice v Německu, 182.  
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Nach der mehrjährigen Phase der Zersplitterung und Radikalisierung, die für die 

1970er und bis zum Ende der 1980er Jahre charakteristisch war, befand sich der 

organisierte Rechtsextremismus am Rande des politischen Lebens.15  

Das Ende der 1980er Jahre und hauptsächlich der Anfang der 1990er Jahre 

bedeuteten für die rechtsextreme Szene in Deutschland einen Bruch, der oft als „die 

dritte Welle des Rechtsextremismus“ bezeichnet wird. Der deutsche 

Politikwissenschaftler Klaus von Beyme, dessen Forschungsschwerpunkt auf der 

vergleichenden Untersuchung der Regierungssysteme in Europa und dabei insbesondere 

auf dem ehemaligen Ostblock liegt, unterschied und charakterisierte drei Wellen des 

Rechtsextremismus in Deutschland. Zu der ersten Welle gehörten die Anhänger des 

besiegten faschistischen Regimes, die zweite Welle wurde noch stark durch die Kraft 

der vordemokratischen Herrschaft beeinflusst und die dritte Welle war durch aktuelle, 

gesellschaftliche und soziale Probleme gekennzeichnet.16 Als „dritte Welle“ versteht 

man den Durchbruch der Republikaner, das Überleben der NPD und den Erfolg der 

Deutschen Volksunion (DVU).17 Obwohl sich die Zahl der NPD-Wähler in den Jahren 

1980-1987 verdreifachte, wurde die allgemeine Parteisituation als hoffnungslos 

beschrieben. Ihre Lage  erschwerte vor allem die drängende finanzielle Not. 

Obwohl die nationale Wiedervereinigung eine ganze Reihe von neuen 

wirtschaftlichen, sozialen und politischen Problemen mit sich brachte, was eigentlich 

neues Wahlpotential für rechtsextreme Parteien hätte bedeuten könnten, nahm die breite 

Öffentlichkeit zu der deutschen Einheit eine sehr positive und begeisterte Haltung an. 

Daraus kann man die Schlussfolgerung ziehen, dass der Rechtsextremismus, bzw. die 

NPD,  an Kraft und Interessenten verloren hatte.18   

 
 

1.1. Die sozialökonomischen Auswirkungen der 

Wiedervereinigung auf die Bevölkerung 

 Kurz nach der Wiedervereinigung begann die allgemeine Euphorie in der 

Bevölkerung langsam in den Hintergrund zu treten. Die ökonomischen Folgen der 

                                                 
15Ibid, 184.  
16 Klaus von Beyme, Das politische System der Bundesrepublik Deutschland. Eine Einführung 
(Opladen/Wiesbaden: Westdeutscher Verlag, 1999), 181. 
17 Mc Gowan, Radikální pravice v Německu, 197. 
18 Ibidem, 197. 
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Umstrukturierung der fünf neuen Bundesländer waren deutlich unterschätzt worden und 

die hohen Kosten der Einheit wurden vorwiegend von den Westdeutschen getragen. Mit 

der deutschen Einheit verbundene Schwierigkeiten trafen vor allem die Ostdeutschen 

hart. Während im Osten des Landes eher Lethargie und Verdruss herrschten, wurde 

allmählich in der westdeutschen Gesellschaft der Ärger spürbarer und offensichtlicher. 

Die neuen Bundesländer waren der westlichen Konkurrenz nicht gewachsen und viele 

ihrer Unternehmen mussten schließen und ihre Arbeitnehmer entlassen. In der 

Atmosphäre  der neuen wirtschaftlichen, sozialen und politischen Probleme, fanden die 

verfassungsfeindlichen Bewegungen der extremen Rechten immer mehr 

Sympathisanten. Daher kann man behaupten, dass der Rechtsextremismus seine 

fortwährende Existenz großenteils den Folgen der Wiedervereinigung zu verdanken hat. 

 Anfang der 1990er Jahre gehörte der Rechtsextremismus zu den 

Schlüsselthemen der Kohl-Regierung. Rassistische Gewalttaten, die vor allem in 

Ostdeutschland verübt wurden und deren Ziel insbesondere die ausländischen 

Gastarbeiter und Asylbewerber sowie ihre Wohnheime waren, erregten die 

Aufmerksamkeit des ganzen Landes. Erwähnenswert sind sicherlich u. a. die Taten in 

Eberswalde (25. 11. 1990), Rostock-Lichtenhagen (22. 8. 1992), sowie auch die 

Anschläge in Hoyerswerda (30. 9. 1991), Hünxe (3. 10. 1992), Mölln (23. 11. 1992) und 

Solingen (29. 5. 1993).19 Besonders im September 1991, während einer so zu sagen 

fünftägigen „Säuberung“ der Stadt Hoyerswerda, die durch Rufen neonazistischer 

Parolen wie „Deutschland den Deutschen“ oder „Ausländer raus“ seitens eines Teils der 

Stadtbevölkerung begleitet wurde, zeigte sich die Dringlichkeit und Aktualität dieses 

Problems mehr als deutlich.20 Gleichzeitig wurde auch klar, dass rechtsextreme 

Neigungen in der Bevölkerung auf Unterstützung trafen und teilweise sogar von ihr zu 

rechtsextremen Taten ermutigt wurde. Im Jahre 1990 wurden in der Bundesrepublik 

fünfmal mehr Gewalttaten mit erwiesenem oder zu vermutendem rechtsextremistischem 

Hintergrund verübt, nämlich 849, als ein Jahr zuvor.21 Laut der amtlichen Statistiken, 

die vom Bundeskriminalamt erfasst worden sind, wurden nach neuer Zählung im Jahre 

1992 in der Bundesrepublik 1 485 solcher Gewalttaten verübt, nach alter Zählung 2 

                                                 
19 Stöss, Rechtsextremismus im Wandel, 118. 
20 Mc Gowan, Radikální pravice v Německu, 217. 
21 Ibid., 217. 
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63922, 1993: 1 322 (die alte 2 232), 1994: 784 (die alte 1 489), 1995: 612 (die alte 837), 

1996: 624 (die alte 781).23  

 Im Hinblick auf sowohl die obigen Zahlen als auch auf zwei Tabellen im 

Anhang2425 ist nicht überraschend, dass der Rechtsextremismus in den Vordergrund der 

alltäglichen Diskussionen trat. Die meisten Politiker sowie die Öffentlichkeit sind sich 

bewusst, dass die Möglichkeit einer nächsten Welle des organisierten 

Rechtsextremismus in der deutschen Gesellschaft ziemlich hoch ist. 

 

 

1.1.1. Soziale Auswirkungen der Wiedervereinigung 

Es gibt eine ganze Reihe von Ansätzen und Thesen, die sich mit den Gründen 

für rechtsextreme Einstellungen in der Bevölkerung auseinandersetzen. Ein allgemeiner 

Konsens existiert jedoch nicht.  

Ohne Zweifel kann man behaupten, dass dies mehrere Faktoren beeinflussen. 

Obwohl der Fall der Mauer und die nachfolgende Wiedervereinigung zuerst mit großer 

Begeisterung gefeiert wurden, verloren viele Bürger als Folge des Zerfalls des 

etablierten Wertesystems das Gefühl der Sicherheit. Unter der Bevölkerung in den 

neuen Bundesländern verbreitete sich die verzweifelte Stimmung sehr schnell, die 

Hoffnungen auf eine schnelle Verbesserung der Lebensbedingungen wurden allmählich 

enttäuscht. Die Ostdeutschen litten unter Demütigung und verletztem Stolz. Die neue 

Ordnung empfanden sie als Zerfall des Rechtes und der Ordnung und langsam wurden 

sie auch von einem Gefühl des Mangels belastet. Es herrschten Angstgefühle und 

Gefühle von Frustration und Entwertung von Qualifikationen und Lebensleistungen 

vor.26 Die Bürger der ehemaligen DDR fühlten sich plötzlich als Bürger „zweiter 

Klasse“. Solche Einstellungen und Minderwertigkeitskomplexe stellten einen 

Nährboden für den Rechtsextremismus dar. Auf der Tagesordnung standen zunehmend 

                                                 
22 In den älteren Gewalt-Statistiken wurden außer Tötung, Körperverletzung, Brandstiftung, 
Landfriedensbruch und Herbeiführung von Sprengstoffexplosionen auch noch Sachbeschädigungen mit 
Gewaltanwendung eingerechnet. Deshalb enthalten die Statistiken vor dem Jahre 1997 niedrigere 
Zahlangaben als die vor 1997. 
23 Stöss, Rechtsextremismus im Wandel, 153-154. 
24 Siehe Anhang Nr.1: Straftaten mit erwiesenem oder zu vermutendem rechtsextremistischem 
Hintergrund, 1990-2000, Ostdeutschland (Tabelle). 
25 Siehe Anhang Nr.2: Heftiger Anstieg der rechtsextremistischen Straftaten, 1990 und 2000 (Tabelle). 
26 Mc Gowan, Radikální pravice v Německu, 15. 



  

 

11

  

Debatten über Migrationspolitik, gegenunionistische Einstellungen und einen sehr 

starken Glauben an den Nationalstaat.27   

Im Auftrag des Sozialverbandes Volkssolidarität hat das Sozialwissenschaftliche 

Forschungszentrum Berlin-Brandenburg nach dem Mauerfall jährlich rund 1500 

Ostdeutsche, über 18 Jahren, nach  ihrer sowohl sozialen Lage als auch nach 

spezifischen Problemsituationen gefragt. Ende Juli 2009 wurden dann die Ergebnisse 

der Umfrage Die Sicht der Ostdeutschen auf 20 Jahre friedliche Revolution 28 

veröffentlich. Laut dieser Studie ist mehr als ein Drittel aller Ostdeutschen 

ausländerfeindlich, obwohl dort nur etwa zwei Prozent Ausländer leben, was viel 

weniger als in Westdeutschland ist. 40 Prozent der Befragten in den neuen 

Bundesländern sind negativ gegenüber Ausländern eingestellt. Insgesamt 38 Prozent der 

Ostdeutschen sehen sich 20 Jahre nach dem Mauerfall als „Gewinner“. 18 Prozent 

berichten, dass die deutsche Einheit „vor allem ein Gewinn“ sei, 20 Prozent finden, sie 

sei „mehr Gewinn als Verlust“. Dagegen sehen sich 23 Prozent als „Verlierer“. Für 30 

Prozent der Befragten war „Gewinn und Verlust gleichgroß“.29  

Eine Besorgnis erregende Feststellung ist die Tatsache, dass die Mehrheit der 

Ostdeutschen sich immer noch nicht hinreichend als Bundesbürger fühlt. Damit ist stark 

das Gefühl der Bürger „zweiter Klasse“ verbunden. Nur etwa ein Drittel der über 35-

Jährigen fühlt sich als Bundesbürger anerkannt, ein weiteres Drittel  nur teilweise. 10 

Prozent der Befragten geben den Wunsch zu, die „DDR wiederhaben zu wollen“. 

Arbeitslose wollen zu 26 Prozent, Menschen in prekären Arbeitsverhältnissen zu 24 

Prozent die DDR wiederhaben. Demgegenüber fühlen sich 25 Prozent der Menschen in 

den neuen Bundesländern als „richtige Bundesbürger“.30 

Nachdem die Zufriedenheit in den Jahren 1999 bis 2003 noch gewachsen war, 

sind die Ostdeutschen seitdem wieder unzufriedener geworden. Seitdem herrscht in 

Ostdeutschland eine weit verbreitete Unzufriedenheit mit der Politik und den sozialen 

Verhältnissen. Der Umfrage zufolge sind 40 Prozent der Befragten „zufrieden“ und vier 

Prozent „sehr zufrieden“. Im Jahre 2000 waren es noch 58 Prozent gewesen. Nach 1990 

                                                 
27 Ibidem, S. 15. 
28 Winkler Gunnar, 20 Jahre friedliche Revolution 1989 bis 2009 - Die Sicht der Bürger der neuen 
Bundesländer, (Berlin: Sozialwissenschaftliches Forschungszentrum Berlin-Brandenburg e.V., 2009), 72, 
http://www.volkssolidaritaet.de/cms/vs_media/Downloads/Bundesverband/PDF_Dateien/2009/090720Pr
essematerial.pdf (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
29 Siehe Anhang Nr.3: „Sind neunzehn Jahre deutsche Einheit für Sie insgesamt gesehen ...?“  (neue 
Bundesländer, 2009, in Prozent) (Abbildung). 
30 Siehe Anhang Nr.4: Subjektive Systemzuordnung (neue Bundesländer, 1997 bis 2009, in  Prozent) 
(Tabelle). 
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hat die Zufriedenheit zunächst rapide zugenommen, seitdem ist sie jedoch allmählich 

gesunken. Während im Jahre 1989 rund 40 Prozent der Befragten ihre wirtschaftliche 

Situation als „gut“ bewerteten, sind es 2009 nur noch 32 Prozent, 44 Prozent bewerten 

sie mit „teils gut/teils schlecht“ und jeder Vierte (24 Prozent) mit „schlecht, sehr 

schlecht“.31 

Dass die Minderwertigkeitskomplexe der Ostdeutschen nicht nur subjektiv und 

ungerechtfertigt sind, bewies auch der sogenannte „(-) Ossi-Fall“. Die Buchhalterin 

Gabriela S. hatte sich im Sommer 2009 um eine Stelle bei einem Stuttgarter 

Handwerksbetrieb beworben. Der Arbeitgeber schickte der 49-Jährigen die 

Bewerbungsunterlagen ablehnend zurück. Auf dem Lebenslauf fand sie dann den 

Vermerk „(-) Ossi“32 vor. Sie verklagte die Firma beim Arbeitsgericht Stuttgart, weil sie 

ihre Rechte nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz verletzt sah. Im April 

gaben ihr die Stuttgarter Richter nicht Recht. Der Vermerk sei zwar eine 

Diskriminierung, aber keine Benachteiligung wegen einer ethnischen Herkunft im Sinne 

eines Verstoßes gegen das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz. Ostdeutsche sind 

keine eigene Ethnie. Sie legte zwar Berufung ein, aber der Fall endete mit einem 

Vergleich. Es ist schade, dass hier kein Präzedenzfall geschaffen wurde, der zeigen 

könnte, ob man die Ostdeutschen als eine abgeschlossene ethnische Gruppe ansehen 

kann oder nicht.33 

 

 

1.1.2. Ökonomische Auswirkungen der Wiedervereinigu ng 

Während der vier Dekaden der Existenz beider deutscher Staaten, entwickelten 

sich zwei unterschiedliche wirtschaftliche Welten. Im Unterschied zu 

Wirtschaftswettbewerb, Privatbesitz und Bewegungsfreiheit der BRD stand die DDR 

dem mit ihrer zentralen Planwirtschaft, die keine der drei oben genannten Kriterien 

                                                 
31 Siehe Anhang Nr. 5: „Wie bewerten Sie heute Ihre eigene wirtschaftliche Lage?“ (ab 18. Lebensjahr) 
(neue Bundesländer, 1990 bis 2009, in Prozent) (Tabelle). 
32 Siehe Anhang Nr. 6: Der umstrittene „Ossi“-Vermerk auf der Bewerbung (Bild). 
33 „Klägerin stellt sich auf langen Streit ein“, Spiegel Online, 10. 4. 2010, 
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/0,1518,688252,00.html (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
„"Ossi"-Streit endet mit Vergleich“, Spiegel Online, 17. 10. 2010, 
http://www.spiegel.de/wirtschaft/service/0,1518,723605,00.html (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). (letzter 
Zugriff: 1. 5. 2011). 
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ermöglichte, entgegen.34 Im Jahre 1989 entsprachen die industriellen Strukturen 

denjenigen in Westdeutschland der 1960er Jahre.35 

Noch bevor die zwei deutschen Staaten, BRD und DDR, vereinigt wurden, gab 

es zwei unterschiedliche Perspektiven, die die weitere ökonomische Entwicklung des 

Landes betrafen, auf der einen Seite hatte man das Gefühl, man stehe vor dem zweiten 

Wirtschaftswunder, auf der anderen Seite entstand der Eindruck, dass der Osten nicht 

nur nie gleichberechtigt werden könne, sondern sogar im Gegenteil ein zweites 

„Mezzogiorno“ werde.36  

Die Auswirkungen auf den deutschen Staatshaushalt wurden zuerst als gering 

und vorübergehend geschätzt. Zu Beginn dieses Prozesses wurde eine aufhaltbare 

Inflation erwartet und die optimistischen Prognosen planten die Erzielung des 

westdeutschen Lebensstandards in den kommenden zehn Jahren. Von der 

Wiedervereinigung wurde ein riesiger Impuls für die ostdeutsche Wirtschaft erwartet. 

Schon Im Jahre 1990 sah das reale Bild wesentlich anders aus. Innerhalb kurzer Zeit 

wurde klar, dass die Bundesrepublik ihre Möglichkeiten überschätzte. 

Die Wiedervereinigung wurde durch den Transfer sowohl des Wirtschafts-, 

Währungs- und Sozialsystems als auch des Gesetzesrahmens von West- nach 

Ostdeutschland gekennzeichnet. Weil die Übertragung fast des gesamten westdeutschen 

Systems gleichzeitig und innerhalb von weniger als zwölf Monaten verlief, bedeutete 

der ganze Prozess einen riesengroßen Schock für Ostdeutschland.37 Diese plötzlichen 

Änderungen verursachten unterschiedliche Schocks. Die Geschwindigkeit, in der die 

wichtigen Entscheidungen getroffen wurden, wurde durch einen riesigen 

wirtschaftlichen Druck beeinflusst. Einer davon war die Migration der Ostdeutschen 

nach Westen. Allein im November und Dezember 1989 migrierten über 170 000 

Menschen.38  

Die Verbindung von niedrigerer Arbeitsproduktion und rapidem Lohnanstieg 

behinderte den Zufluss von Investitionen von Westen nach Osten. Diese Entwicklung 

                                                 
34 Michael Münter und Roland Sturm, „Economic Consequences of German Unification“, German 
Politics 11, Nr. 3 (2002): 179. 
35 Horst Brezinski und Michael Fritsch, „Transformation: The Shocking German Way“, Moct-Most 5, Nr. 
4 (1995): 2. 
36Mezzogiorno ist der wirtschaftlich wenig entwickelte Teil Italiens im Süden des Landes. Den Begriff 
benutzt man hier für ein Gebiet, das ständig die finanzielle Unterstützung des Restes des Landes braucht, 
ohne eine Verbesserung der eigener Lage zu erzielen. In: Münter und Sturm, „Economic Consequences of 
German Unification“: 179. 
37 Brezinski und Fritsch, „Transformation: The Shocking German Way“: 1. 
38 Münter und Sturm, „Economic Consequences of German Unification“: 180. 
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bedeutete eine zukünftige Wachstumsstagnation. Deshalb wurde schon am Anfang 

deutlich, dass finanzielle Transfers nötig werden würden. Laut der Fernsehansprache 

von Bundeskanzler Helmut Kohl sollte es den Deutschen durch das Inkrafttreten der 

Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion am 1. Juli 1990 gelingen, die DDR-Länder 

„wieder in blühende Landschaften zu verwandeln, in denen es sich zu leben und zu 

arbeiten lohnt.“39 Obwohl in den Jahren 1991 und 1999 mehr als 1 200 Milliarden DM 

bei einem Jahreshaushalt von 137,1 Milliarden DM transportiert40 wurden, war es 

verschwindend wenig und effektlos.  

Schon im Jahre 1990 blieb die Entwicklung in Deutschland stehen und auch die 

Staatsverschuldung stieg im Jahre 2000 bis auf 60,5% des Bruttoinlandsproduktes. Die 

Wiedervereinigung bedeutete eine enorme Belastung für den Staat. Es gibt keine 

genauen Zahlen über den Anteil der Wiedervereinigung an der Staatsverschuldung. 

Trotzdem behauptet man, dass etwa die Hälfte der Staatsverschuldung als Folge der 

Wiedervereinigung gesehen werden kann.41 

Gleich nach der Wiedervereinigung mussten die Politiker beginnen, sich mit 

dem großen Problem der Arbeitslosigkeit auseinanderzusetzen. Für die ostdeutsche 

Planwirtschaft war die künstliche Vollbeschäftigung charakteristisch, die eine 

Überbesetzung in den meisten Arbeitsstätten zur Folge hatte.42 Die Ausgangssituation 

der ostdeutschen Betriebe war sehr schlecht. Ihre geringe Produktivität und überalterte 

Anlagen trugen zu ihrer Konkurrenzunfähigkeit gegenüber den westdeutschen Betrieben 

bei. Sie mussten sich auch mit dem Zusammenbruch der traditionellen Märkte 

auseinandersetzen. Die Transformation von der ostdeutschen Planwirtschaft zur 

modernen Marktwirtschaft, die zuerst von Hoffnungen begleitet wurde, zeigte sich sehr 

früh als pure Illusion. Durch die Währungsunion mussten sich die ostdeutschen Firmen 

quasi von einem Tag auf den anderen und vor allem unvorbereitet einer weltweiten 

Konkurrenz stellen. In der Folge brach der Osthandel ostdeutscher Firmen zusammen. 

Die Beschäftigungsstruktur in der ehemaligen DDR kennzeichnete sich durch 

die Anstellung des Großteils der Bevölkerung in vorwiegend Großbetrieben mit mehr 

als 1 000 Mitarbeitern. Zum Vergleich, um zu sehen, wie sich auch die 

                                                 
39 „1. Juli 1990 - Fernsehansprache von Bundeskanzler Kohl anlässlich des Inkrafttretens der Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion“, Offizielle Seite von Helmut Kohl ,http://helmut-
kohl.kas.de/index.php?msg=555 (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
40 Siehe Anhang Nr. 7: Finanzielle Transfers von Westen nach Osten, 1991-1999 (in Milliarden DM) 
(Tabelle). 
41 Siehe Anhang Nr. 8: Staatsverschuldung der BRD (in Milliarden DM) (Tabelle). 
42 Siehe Anhang Nr. 9: Arbeitslosigkeit in der BRD, Jahresmittel (´000/%) (Tabelle). 
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Wirtschaftstruktur der alten Bundesländer von der in Ostdeutschland unterschied: In der 

Industrie-Branche wurden in der DDR in Großbetrieben 75,7 Prozent der Ostdeutschen 

im Gegensatz zu 39,3 Prozent der Westdeutschen in Westdeutschland beschäftigt. Im 

wiedervereinigten Deutschland war aber die Erhaltung solcher Strukturen nicht mehr 

möglich. Als Folge lösten sich schon bis Juni 1990 ungefähr 200 Kombinate selbst auf 

und die Volkseigenen Betriebe, betriebliche Zusammenschlüsse nach dem sowjetischen 

Vorbild, wurden in Aktiengesellschaften oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

umgewandelt. Zum 1. Juli 1990 begann die Arbeit der Treuhandanstalt (THA). Ihre 

Aufgabe war es, die Volkseigenen Betriebe der DDR entweder zu privatisieren oder 

andernfalls stillzulegen. Zuerst wurde eine Zerlegung der Großbetriebe in einzelne 

Betriebe durchgeführt, um Gewinn bringende Firmen von nicht überlebensfähigen 

Betriebsteilen zu trennen. Weiterhin wurden Teile der Angestellten entlassen, um die 

Betriebe noch zu reduzieren und sie überhaupt für mögliche Käufer interessant zu 

machen. Mehr als 8 000 Betriebe wurden verkauft oder abgewickelt. Trotzdem wird die 

Arbeit der THA bei der Privatisierung und dem Verkauf nicht positiv bewertet, denn sie 

hatte mit großen Verlusten ihre Tätigkeit beendet.43 

Kurz nach der Wiedervereinigung entstand in Ostdeutschland eine enorme 

Nachfrage nach westdeutschen Gütern, die das Sinken der Nachfrage nach ostdeutscher 

Ware verursachte. Dies ermöglichte auch die Währungsunion, die die ostdeutsche 

Kaufkraft stärkte. Diese enorme Nachfrage bedeutete einerseits schnelles Wachstum im 

Westen, anderseits die Senkung der Nachfrage nach ostdeutscher Ware. Das war einer 

der vielen Faktoren, die die Probleme der ostdeutschen Firmen verursachten.  

Aus Ostdeutschland wurde dank der Lohnpolitik, die die zweistellige 

Lohnerhöhung ermöglichte, ein Land mit zu hohen Löhnen angesichts der 

Arbeitsproduktivität und ein Land in dem man Ware produzierte, die ungewollt im 

Westen und unzugänglich für den Osten war.44 Als Folge sank die ostdeutsche 

Produktion. Dieses Sinken spiegelte sich im Bruttoinlandsprodukt wieder. Zu den 

Ursachen zählt man das Sinken der Nachfrage nach ostdeutscher Ware, den 

Marktzerfall der RWG-Staaten, die Wettbewerbsunfähigkeit der ostdeutschen Betriebe 

und die strukturelle Orientierung der ostdeutschen Wirtschaft. Die neuen Bundesländer 

                                                 
43 Bernd Martens, „Wirtschaftlicher Zusammenbruch und Neuanfang nach 1990“, Offizielle Seite der 
Bundeszentrale für politische Bildung. 
http://www.bpb.de/themen/T96TJV,0,0,Wirtschaftlicher_Zusammenbruch_und_Neuanfang_nach_1990.h
tml (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
44 Münter und Sturm, „Economic Consequences of German Unification“: 187-188. 
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gerieten in eine Krise, die größer war als die sogenannte „Große Depression“ der 1920er 

Jahre.45 

 

1.2. Die neue innerparteiliche Orientierung der NPD  seit der 

Mitte der 90er Jahre 

In der ersten Hälfte der 1990er Jahre litt die NPD unter innerparteilichen 

Streitigkeiten, die die weitere Entwicklung und die Prioritäten der Partei betrafen. Dies 

spiegelte sich sowohl in den Mitgliederzahlen als auch in den Wahlergebnissen wieder. 

Mitte der 1990er Jahre wurde die NPD zu einer bedeutungslosen Kraft, die aus sich 

gegenseitig widersprechenden Flügeln, zwischen denen Rivalität herrschte, bestand. Der 

Bruch hing mit organisatorischen, ideologischen und strategischen Änderungen im 

Konzept der Partei zusammen, deren Ergebnisse schon in der zweiten Hälfte der 90er 

Jahre deutlich waren. Die Mitgliederzahl der NPD stieg von 3 500 im Jahre 1996 auf 

4 300 ein Jahr später und 1998 zählte man schon 6 000 Mitglieder.46  

 Bei genauerer Betrachtung stellt man fest, dass die überwiegende Zahl der 

Neumitglieder aus den neuen Bundesländern stammt. Der Partei gelang es, sich eigene 

Strukturen aufzubauen und neue Netzwerke zu knüpfen.47 Dieses Bundesland gilt 

bundesweit als „Hochburg deutscher Neonazis“48. 

 

 

1.2.1. Organisatorische Änderungen  

Als gewissen Bruch kann man das Jahr 1996 bezeichnen, als Udo Voigt zum 

Parteivorsitzenden gewählt wurde. Er besiegte mit einer knappen Mehrheit (89:86) den 

damaligen Vorsitzenden Günter Deckert. Er wurde der Anstachelung zum Rassenhass 

beschuldigt und 1995 zu zwei Jahren Haft verurteilt. Darum konnte er nicht mehr aktiv 

für seine Wiederwahl kämpfen.49 Ab diesem Jahr begann die Bemühung um die 

Auflösung der innerparteilichen Probleme und Rivalitäten. Die Leitung unter Voigt 

                                                 
45 Brezinski und Fritsch, „Transformation: The Shocking German Way“: 8. 
46 Siehe Anhang Nr. 10: Mitglieder der NPD in der BRD (Graph). 
47 Siehe Anhang Nr. 11: Mitglieder der NPD in Sachsen sowie rechtsex. Kameradschaften (Graph). 
48 „Sachsen ist Hochburg deutscher Neonazis“, Spiegel Online, 21. 8. 2006, 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,432726,00.html (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
49 Mc Gowan, Radikální pravice v Německu, 202. 
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gewann dank der Veränderungen in dem ideologischen Parteikonzept neue Mitglieder 

und Sympathisanten.  

 

 

1.2.2. Ideologische Änderungen 

In diesem Bereich kann man mehrere Veränderungen beobachten. Einerseits 

geht es um die scharfe Kritik an dem liberalen Kapitalismus, wodurch an die Vorbehalte 

der ehemaligen DDR-Bürger geschickt angeknüpft werden konnte. Diese 

antikapitalistische Einstellung hängt mit der Forderung des Aufbaus eines neuen 

wirtschaftlichen und politischen Systems zusammen, das auf einer national-völkischen 

Gemeinschaft (Volksgemeinschaft) beruht.50 Diese erneute Welle der Neigung zum 

nationalen Sozialismus spiegelt sich auch in der immer schärferen Ablehnung der 

Bundesrepublik als einen demokratischen Verfassungsstaat wider. Das bestehende 

System sieht die rechtsextreme Szene als Ergebnis der Alliierten Besatzung an, die 

dadurch undeutsche Interessen durchsetzen wollten. In diesem Zusammenhang hört man 

die Bezeichnungen wie „Lizenzparteien“ oder „provisorische Verfassung“.51 Zum 

Grundkonzept und Evergreen der Partei zählt die gegen Ausländer gerichtete Politik, 

Antisemitismus und revisionistische Bemühungen um die Umschreibung der deutschen 

Geschichte.52  

 

 

1.2.3. Strategische Änderungen 

Das Wiederaufleben der Partei sollte auch durch ihre Öffnung für Neonazis, 

Kameradschaften und Skinheads im Rahmen des 1997 beschlossenen „Drei-Säulen-

Konzepts“, das die drei Schwerpunkte und Ziele der Partei beschreibt, bewerkstelligt 

werden. Man spricht dort nämlich von dem „Kampf um die Straße, Kampf um die 

Köpfe, Kampf um die Parlamente“.53 Die sogenannte erste Säule, „Kampf um die 

Straße“, bedeutet das Organisieren von verschiedenen öffentlichen Veranstaltungen, u. 

a. Diskussionen, Aufmärschen oder Demonstrationen. Die Aufgabe der zweiten Säule 

                                                 
50 Ibid., S. 202. 
51 Ibid., S. 266. 
52 Ibid., S. 202. 
53 Stöss, Rechtsextremismus im vereinten Deutschland, 122. 
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ist, die Menschen von der Ideologie zu überzeugen. Dies verursachte weitere 

innerparteiliche Probleme und führte zu heißen Diskussionen. Die dritte Säule verteidigt 

die direkte Teilnahme an dem Wahlprozess.  

Zu den am meisten umstrittenen Schritten Udo Voigts zählt man seine 

Entscheidung, engere Beziehungen und Kontakte mit viel extremeren Aktivisten zu 

bilden und zu pflegen. Die schon oben erwähnte Öffnung sowohl der Partei als auch der 

Jugendorganisation Junge Nationaldemokraten bedeutete die Erweiterung der Reihen 

der Parteimitglieder um Aktivisten aus der neonazistischen Szene und Skinheads. Diese 

Zusammenarbeit zeigte sich als sehr effektiv im Besonderen bei öffentlichen 

Aufmärschen. In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre fanden mehrere solcher 

Veranstaltungen statt, an denen sich zwischen 1 000 und 5 000 Teilnehmer beteiligten. 

Im Gegensatz zum Westen54 wurden im Osten des Landes hauptsächlich billige Parolen 

wie „Arbeit zuerst für Deutsche“, „Gegen Euro und Großkapital“ und „Unser deutsches 

Land in Arbeiter- und Bauernhand“ benutzt.55 Durch diese Annäherung mit viel 

rechtsextremeren Formen schaffte es Voigt zwar, neue Aktivisten zu gewinnen und zu 

mobilisieren, andererseits wurde aber diese riskante Strategie mehrmals von weniger 

radikalen Anhängern in Frage gestellt. Die Partei driftet dadurch noch mehr nach rechts 

ab. Die Möglichkeit der Beschmutzung der Partei und das nachfolgende Verlieren ihres 

Ansehens scheinen sehr wahrscheinlich.56 

Zu den wichtigsten Momenten in der Entwicklung der rechtsextremen Partei 

gehört in den letzten Jahren die Entscheidung der Parteivorsitzenden, die gegenseitigen 

Beziehungen zu „normalisieren“. Diese Taktik bedeutete den Verzicht auf einen 

Wahlantritt, um die Chancen der anderen rechtsextremistischen Partei zu erhöhen. 

Innerhalb dieser rechtsextremen „Volksfrontstrategie“ konkurrieren diese Parteien in 

denselben Wahlkreisen nicht mehr. Im Gegenteil, sie stehen sich nicht im Wege. Dies 

wendete man schon bei der Kommunalwahl 2004 an, als die NPD auf einen Wahlantritt 

in Dresden, Chemnitz und Freital zu Gunsten anderer Parteien verzichtete.57 

Diese Strategie zahlte sich bei den Landtagswahlen am 19. September 2004 in 

Sachsen aus. Die NPD bekam 190 909 Stimmen, was im Vergleich zu den 

                                                 
54 Im Westen des Landes haben vor allem zahlreiche Protestveranstaltungen gegen die Ausstellung 
„Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941-1944“ Aufmerksamkeit erweckt. 
55 Armin Pfahl-Traughber, „Die Entwicklung des Rechtsextremismus in Ost- und Westdeutschland“ Aus 
Politik und Zeitgeschichte (B 39/2000).  http://www.bpb.de/publikationen/58KH1X.html (letzter Zugriff: 
1. 5. 2011). 
56 Mc Gowan, Radikální pravice v Německu, 203. 
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Landtagswahlen 1999 sechsmal mehr war. Die NPD wurde zu der viertstärksten Partei 

des Landes. 

Besonders große Wahlerfolge erzielte die NPD in den Wahlkreisen Sächsische 

Schweiz, Annaberg, Riesa-Großenhain, Bautzen, Mittleres Erzgebirge und Stollberg. 

Nur in zwei Großstädten, in Dresden und Leipzig, bekam die Partei weniger als fünf 

Prozent. Absolut überraschend war die Feststellung, dass in etwa 60% aller sächsischen 

Gemeinden die NPD zweistellige Wahlergebnisse erzielte. Dies bestätigt das 

überdurchschnittliche Wählerpotenzial der NPD in einzelnen sächsischen Regionen, die 

schließlich 12 von insgesamt 124 Sitzen im Landtag gewann. 

 

2. Die Anhänger der extremistischen Parteien 

 Angaben über die Verbreitung des Rechtsextremismus in der bundesdeutschen 

Gesellschaft erregen in der Öffentlichkeit konstant sehr viel Interesse. In der heutigen 

öffentlichen Diskussion, die immer wieder neu eröffnet wird, fragt man sich sehr oft, 

welche Gruppen von Menschen besonders anfällig für rechtsextremistische 

Einstellungen sind und in welchem Teil des Landes die rechtsextremistischen Parteien 

mit mehr Unterstützung rechnen können.  

 Das folgende Kapitel verfolgt das Ziel, eine kurze aber trotzdem komplexe 

Charakteristik der Anhänger der rechtsextremistischen Parteien (NPD, DVU, REP) in 

der Bundesrepublik zu bieten. Es versucht der Frage nachzugehen, welche Leute 

heutzutage für die rechtsextremistischen Parteien in der Bundesrepublik stimmen und 

aus welchen sozialen Schichten und demographischen Gruppen sie kommen. 

 In den letzten Jahren verbreiten sich die rechtsextremistischen Tendenzen 

innerhalb ganz Deutschlands, vor allem aber auf dem Gebiet der ehemaligen Deutschen 

Demokratischen Republik. Auch deswegen wird der Schwerpunkt auf die Spezifika der 

Anhänger und Wähler der NPD im Bundesland Sachsen gelegt. Dieses Kapitel strebt 

jedoch nicht an, einen vollständigen Überblick über rechtsextreme Wähler zu geben, 

sondern es konzentriert sich eher auf die signifikantesten Merkmale dieser Wählerschaft 

und auf ihre Auffälligkeiten in Sachsen.  

                                                                                                                                               
57Maria Grjasnow und Friedemann Bringt, Struktur und Wahlanalyse der Nationaldemokratischen Partei 
Deutschlands (NPD) in Sachsen und anderer rechtsextremer Organisationen in ihrem Umfeld, 8. 
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2.1. Kurze Charakteristik der Anhänger der 

rechtsextremistischen Parteien   

 Der erste, der sich nach der deutschen Wiedervereinigung mit einer 

bundesweiten Messung den rechtsextremistischen Tendenzen in der Gesellschaft 

beschäftigte, war der Mainzer Professor für Politikwissenschaft und Wahlforscher 

Jürgen W. Falter. Seine Ergebnisse wurden im Jahre 1994 veröffentlicht. Seine 

Forschungen belegen, dass noch Anfang des Jahres 1994 die rechtsextremistischen 

Tendenzen im Westen mehr als doppelt so hoch waren als im Osten. Innerhalb von vier 

Jahren ist es jedoch zu einer markanten Gewichtsverlagerung von Westen nach Osten 

gekommen. Im Jahre 1998 wiesen insgesamt 13 Prozent aller Deutschen ein relativ 

geschlossenes rechtsextremes Weltbild auf. Davon waren es 17 Prozent der 

Ostdeutschen im Unterschied zu nur 12 Prozent der Westdeutschen.58  

 Es gibt noch eine weitere Gruppe außer den erwähnten 13 Prozent Menschen, 

die über ein andauerndes rechtsextremistisches Weltbild verfügen. Es handelt sich um 

diejenigen, die zwar autoritäre, jedoch nicht extremistische Einstellungen vertreten. 

Diese Gruppe wird als Zwischenglied angesehen, das die rechtsextremistischen mit 

demokratischen Positionen verbindet. Das SINUS-Institut, das den Zeitabschnitt von 

Mai 1979 bis April 1980 untersucht hat und seine Ergebnisse auf der Grundlage der 

Antworten von fast 7 000 wahlberechtigten Befragten darlegte, stellte fest, dass ihre 

Anzahl unerwartet hoch, nämlich bei 37 Prozent, lag.59  

 Bei solchen Prozentzahlen handelt es sich schon um ein großes Reservoir, das 

zwar die demokratischen Prinzipien in der Bundesrepublik nicht verletzen könnte, aber 

trotzdem sollte man mit der Gefahr rechnen, dass die rechtsextremistischen Parteien es 

unter bestimmten ungewöhnlichen Umständen, u. a. bei einer schweren Wirtschaftskrise 

oder einer länger andauernden politischen Verdrossenheit, immer wieder versuchen 

werden, diese Leute zu aktivieren.  

 Zusammenfassend ist Falter in seiner Studie zu folgenden Ergebnissen 

gekommen. Rechtsextremistische Parteien werden eher von Männern als von Frauen 

gewählt bzw. unterstützt. Besonders große Zustimmung finden diese Parteien in den 

neuen Bundesländern bei Jungwählern (bis 24 Jahren), während es sich im Westen eher 

um Personen ab 45 Jahren handelt. Die Möglichkeit, rechts zu wählen, verringert sich 

                                                 
58 Richard Stöss, Rechtsextremismus im vereinten Deutschland (Berlin: Friedrich-Ebert-Stiftung, 2000), 
175. 
59 Stöss, Rechtsextremismus im vereinten Deutschland, 27. 
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mit (1) höherer Bildung, (2) beruflicher Stellung oder (3) Sozialstatus sowie (4) der 

Sicherheit des Arbeitsplatzes. Bei den Kirchen- oder Gewerkschaftsmitgliedern ist die 

Chance dieser Parteien sehr klein. Zu den wichtigsten Problemkreisen gehören Themen 

wie „Ausländer und Asyl“ sowie „Politik- und Parteienverdrossenheit“. Neben den 

Personen mit einem gänzlich rechtsextremistischen Weltbild, werden als häufige 

Stimmengeber die sogenannten Protestwähler angesehen.60  

 Der Politikwissenschaftler Richard Stöss definierte drei Hauptmerkmale, über 

die sich die Anhänger der rechtsextremistischen Parteien beschreiben lassen: (1) extrem 

rechte Grundorientierung, (2) starke politische Entfremdung und (3) Gefühl 

sozioökonomischer Bedrohung.61  

 Diese drei Merkmale entsprechen sehr stark der 

Modernisierungsverliererhypothese, die als am anfälligsten für die Wahl einer 

rechtsextremistischen Partei „Arbeiter, Personen mit niedriger Schulausbildung und 

geringen Einkommen, die sich Sorgen um ihren Arbeitsplatz machen“ sieht. Bei diesen 

Personen ist die Stimmenabgabe sehr real, wenn sie sich benachteiligt und bedrohen 

fühlen, dem politischen System überdrüssig sind und für ihre prekäre Lage meistens 

Ausländer und Asylbewerber verantwortlich machen. 

 Die Struktur der Anhänger und Wähler in den neuen Bundesländern weicht von 

der klassischen Anhängerschaft der NPD sehr stark ab. Herbert Kitschelt und Anthony 

J. McGann sehen die NPD nach ihrer Gründung am 28. November 1964 als Partei zur 

„letzten Mobilisierung der ‚alten Krieger‛ der deutschen Nazi-Rechten“ an. Diese 

Behauptung belegen sie erstens damit, dass zwei Drittel der Vorstandsmitglieder der 

NPD, die 1964 gewählt wurden, zu den aktiven Nazis vor dem Jahre 1945 gehörten. 

Und zweitens damit, dass die Partei in den 1960er Jahren in der Bundesrepublik vor 

allem bei „älteren Männern mit Erinnerungen an die Zeit des Nationalsozialismus, 

Flüchtlingen, Mitgliedern der alten Mittelklasse (Kleinbürger) und besonders 

Bewohnern von Kleinstädten“ erfolgreich war.62 Aus diesen sozialen Gruppen 

stammten die Anhänger in den alten Bundesländern. 

 Dementsprechend ist diese Erbschaft aus den vergangenen Zeiten in den alten 

Bundesländern immer noch präsent, denn dieses Profil stimmt mit ihrer Anhängerschaft 

                                                 
60 Jürgen W. Falter und Markus Klein, Wer wählt Rechts? Anhänger rechtsextremistischer Parteien im 
vereinigten Deutschland (München: Beck,1994), 154-156. 
61 Stöss, Rechtsextremismus im Wandel, 86. 
62 Herbert Kitschelt und Anthony J. McGann, The Radical Right in Western Europe: A Comparative 
Analysis (Ann Arbor: University of Michigan Press, 1995), 209-210. 



  

 

22

  

überein. Laut der Untersuchungen von Armin Pfahl-Traughber ist die Mitgliederschaft 

der westdeutschen Landesverbände gegenüber den neu gegründeten, ostdeutschen, 

deutlich überaltert.63 Dies spiegelt sich in den westdeutschen Landesverbänden wieder, 

wo vor allem Mitglieder der „alten” NPD64 vertreten sind, die auch dementsprechend 

höheren Alters sind. 65 

 Was den Vergleich zwischen Männern und Frauen betrifft, wie schon kurz zuvor 

erwähnt, haben die rechtsextremistischen Parteien mehr männliche als weibliche 

Wähler. Frauen geben ihre Stimmen der extremen Rechten eher selten. Erst wenn solche 

Parteien gewisse Wahlerfolge erzielen, spiegeln sich diese auch in der Anzahl der 

Frauenstimmen wider. Trotzdem kann man behaupten, dass die rechtsextremen Parteien 

eher „Männerparteien“ sind.66 Über den Grund für eine solche Verteilung der Stimmen 

herrscht bis heute kein Konsens. Am meistens sind vor allem zwei Ansichten vertreten. 

Erstens wird die größere Gebundenheit der Frauen an religiöse Normen und Parteien 

hervorgehoben. Die Frauen gehen sowohl viel öfter in die Kirche als dass sie auch 

regelmäßiger beten. Zur politischen Mäßigung neigen sie wahrscheinlich auch wegen 

ihrer strengeren Erziehung. Zweitens kann es daran liegen, dass sich die jungen 

Wählerinnen nicht mit dem traditionellen antiemanzipatorischen Frauenbild der 

extremen Rechten identifizieren können, bzw. wollen und sie deshalb bei ihnen keinen 

großen Erfolg hat.67 

 Was sich im Wesentlichen auch geändert hat, ist die soziale Herkunft der 

Anhänger. In den vergangenen Jahren fanden die rechtsextrem orientierten Parteien ihre 

Anhänger eher in der Mittelschicht, heutzutage sind sie vor allem in den Unterschichten 

besonders erfolgreich.68 Die Mehrheit der Parteimitglieder kommt aus der 

Arbeiterschaft im weitesten Sinne. Unter den Vertretern gibt es jedoch viele Personen 

                                                 
63 Armin Pfahl-Traughber, „Die Entwicklung des Rechtsextremismus in Ost- und Westdeutschland“ Aus 
Politik und Zeitgeschichte B 39 (2000), 
http://www.bpb.de/popup/popup_druckversion.html?guid=58KH1X&page=0 (letzter Zugriff: 1. 5. 2011) 
64 Als „alte“ NPD bezeichnet man die Partei im Zeitraum von ihrer Gründung 1964 bis 1996. Das Jahr 
1996 beendete diese Periode, denn die NPD verfügte vor Mitte der 1990er Jahre über ein anderes  
ideologisches, organisatorisches und strategisches Profil. 
65 Armin Pfahl-Traughber, Der „zweite Frühling“ der NPD - Entwicklung, Ideologie, Organisation und 
Strategie einer rechtsextremistischen Partei (Sankt Augustin/Berlin: Konrad-Adenauer-Stiftung e.V., 
2008), 28, http://www.kas.de/wf/doc/kas_14498-544-1-30.pdf?090519170708 (letzter Zugriff: 1. 5. 
2011). 
66 Ibid., 28-30.  
67 Ibid., 33. 
68Siehe Anhang Nr. 12: Die sozialstrukturelle Zusammensetzung der Befragten mit Wahlbereitschaft für  
rechtsextremistische Parteien in Deutschland 2003 (%) (Tabelle). 
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aus dem Mittelstand.69 Die Vertreter solcher Parteien und Organisationen haben 

ziemlich schnell nach der Wiedervereinigung verstanden, dass sie es mit den damaligen 

Themen (Ausländerpolitik und Revisionismus) und Parolen nicht mehr vermochten, die 

neue bundesdeutsche Gesellschaft anzusprechen. Heutige Anhänger sprechen viel mehr 

populistisch-demagogische Themen zu Arbeitsmarkt- und Sozialproblemen und 

pauschale Globalisierungskritik an. Große Resonanz findet auch immer noch die 

ausländerfeindliche Orientierung.70 

 

 

2.2. Spezifika der Anhänger der NPD im Bundesland S achsen 

Bei den Landtagswahlen am 19. September 2004 in Sachsen ist es der NPD 

erstmals seit 1968 wieder gelungen, die Fünf-Prozent-Hürde zu überwinden und in ein 

Landesparlament einzuziehen. Sie schaffte es damit wieder, eine parlamentarische 

Plattform zu gewinnen, die ihr nach über drei Jahrzehnten andauernder Pause wieder 

genug Sichtbarkeit und genügend Zuhörerschaft einbrachte.  

Die NPD-Mitgliederzahl litt in der Vergangenheit unter großen Schwankungen, 

an denen auch ihre Wahlerfolge ablesbar waren. Der Tiefpunkt für die 

Parteientwicklung bedeutete das Jahr 1996, als sie nur noch auf 3 500 Mitglieder kam. 

Im Jahre 1997 waren es schon 4 300 und 1998 kam es zu einem auffallenden Zustrom, 

wodurch die Partei schließlich 6 000 Personen verzeichnete. Im darauffolgenden Jahr 

gab es in der Partei eine Stagnation, die Mitgliederzahl sank um 2000, schließlich 

konnte allerdings wieder ein Anstieg auf 6 500 bekanntgegeben werden. Die Jahre 

2001/2002 bis 2003 sind durch einen Rückgang von 6 500 über 6 100 auf 5 000 

gekennzeichnet. Hinter den dezimierenden Zahlen steht wahrscheinlich das damals 

beantragte Verbotsverfahren der Partei, das durch viele öffentliche Diskussionen in den 

Mittelpunkt des Interesses rückte. Seit 2004 gab es wiederum einen kontinuierlichen 

Mitgliederzustrom, die Zahlen stiegen von zunächst 5 300 auf 6 000 im Jahre 2005 an. 

Im Jahre 2007 vermehrte sich die Mitgliederzahl sogar noch um 200 auf 7 200.71  

                                                 
69 Armin Pfahl-Traughber, Der „zweite Frühling“ der NPD - Entwicklung, Ideologie, Organisation und 
Strategie einer rechtsextremistischen Partei (Sankt Augustin/Berlin: Konrad-Adenauer-Stiftung e.V., 
2008), 28, http://www.kas.de/wf/doc/kas_14498-544-1-30.pdf?090519170708 (letzter Zugriff: 1. 5. 
2011). 
70 Stöss, Rechtsextremismus im Wandel, 8. 
71 Maria Grjasnow und Friedemann Bringt, Struktur und Wahlanalyse der Nationaldemokratischen Partei 
Deutschlands (NPD) in Sachsen und anderer rechtsextremer Organisationen in ihrem Umfeld, 
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Seit der zweiten Hälfte der 1990er Jahre kann man eine Verdoppelung der 

Mitgliederzahl der NPD in der Bundesrepublik beobachten, die als Ergebnis der schon 

oben genannten organisatorischen, ideologischen und strategischen Änderungen 

betrachtet wird. Einen großen Verdienst an diesen Zahlen hatten die handlungsfähigen 

Organisationsstrukturen in den neuen Bundesländern, wie z. B. der Landesverband in 

Sachsen, der sich in sehr kurzer Zeit zu einem der bundesweit mitgliederstärksten 

entwickelte. 

Laut des Verfassungsschutzberichtes 2007 lebten im Freistaat Sachsen die 

meisten Neonazis pro Einwohner im Lande. Auf 100 000 Menschen in Sachsen kamen 

75 Rechtsextremisten, wobei der Durchschnitt für ganz Deutschland bei 47 lag.72 Man 

muss natürlich ständig beachten, dass obwohl jeder Neonationalsozialist ein 

Rechtsextremist ist, nicht jeder Rechtsextremist ein Neonationalsozialist ist, der sich auf 

den (historischen) Nationalsozialismus beruft. Man sollte auch vorsichtig sein bei der 

vereinfachenden Behauptung, dass jeder Wähler von einer rechtsextremistischen Partei 

ein Rechtsextremist ist, oft handelt es sich um die sogenannten Protestwähler, die sich 

von keiner etablierten Partei mehr vertreten fühlen und deshalb ihre Stimme einer 

extremistisch eingestellten Partei geben. Auf der anderen Seite sollte man auch 

beachten, dass nicht jede rechtsextrem eingestellte Person in der Bundesrepublik nach 

rechtsextremistischen Ideen handelt, sonst hätte Deutschland ein weitaus größeres 

Problem mit dem Rechtsextremismus als jetzt. 

Die letzten Verfassungsschutzberichte bestätigen die Tendenz, dass die 

Mitgliederzahlen der NPD bundesweit rückläufig sind. Diese Entwicklung beweisen 

auch die Zahlen aus Sachsen. Die Mitgliederzahlen von 2005 über 2006 bis 2007, die in 

dieser Zeit zunächst auf 1000 und schließlich auf 850 herabsanken, bestätigen, dass die 

Mitglieder der NPD in Sachsen zunehmend zu den stärker werdenden autonomen 

Strukturen rechtsextremer Kameradschaften und dem Wahlbündnis rechtsextremer und 

rechtskonservativer Parteien aus REP, DSU und Sächsischer Volkspartei „Bündnis für 

Sachsen“ übergehen.73 Die Anzahl der Mitglieder der NPD sank im Jahre 2009 in 

                                                                                                                                               
(Kulturbüro Sachsen e. V., 2008), 4, http://kulturbuero-
sachsen.de/dokumente/Struktur%20und%20Wahlanalyse%20der%20NPD%20in%20Sachsen.pdf (letzter 
Zugriff: 1. 5. 2011).    
72„Verfassungsschutzbericht 2007“, hrsg. v. Sächsischen Staatsministerium des Innern und dem 
Landesamt für Verfassungsschutz (LfV) Sachsen, 
http://www.verfassungsschutz.sachsen.de/download/VS-Bericht_2007.pdf  (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
73 Struktur und Wahlanalyse der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD) in Sachsen und 
anderer rechtsextremer Organisationen in ihrem Umfeld, 3. 
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Sachsen um circa 6 Prozent auf etwa 800 Personen. Im Jahr betrug sie jedoch noch 850 

Personen.74  

Trotzdem ist die führende Position, die die NPD schon seit langem unter den 

rechtsextremistischen Parteien im Freistaat Sachsen besitzt, unumstritten. Keine andere 

rechtsextremistische Partei spielt in Sachsen so eine große Rolle wie die NPD. Dies 

spiegelt sich sowohl in der Wähleranzahl als auch in der Mitgliederstärke wider. Der 

NPD-Landesverband Sachsen existiert seit dem Jahre 1990 und ist mit aktuell etwa 800 

Mitgliedern und derzeit 13 Kreisverbänden einer der stärksten in der Bundesrepublik, 

überholt wurde er nur vom Landesverband Bayern, der zur Zeit etwa 950 registrierte 

Mitglieder verzeichnet.75  

Die NPD nahm eine besondere Funktion innerhalb der gesamten 

rechtsextremistischen Szene in Sachsen ein. Während sie sich als „parlamentarischer 

Arm der Bewegung“ präsentiert, sehen sich die rechtsextremistischen Skinhead- und 

Kameradschaftsszenen, Freie Kräfte und NPD-Jugendorganisation Junge 

Nationaldemokraten im Gegensatz dazu als „außerparlamentarischer Arm“. Von dieser 

Einteilung profitieren alle. Die neonationalsozialistische Szene und die Jungen 

Nationaldemokraten betrachten die NPD als wichtige Finanzquelle, die auch die 

Organisation steuert und zur Logistik beiträgt. Als Gegenleistung erwartet die Partei 

von ihnen Unterstützung bei den Wahlkämpfen und Wahlen. Ein wichtiger Faktor ist 

vor allem, dass sie über die subkulturellen und neonationalsozialistischen Strukturen 

junge Leute viel leichter und entscheidender ansprechen kann, um sie für die nächsten 

Wahlen zu mobilisieren.76 

Zur Schilderung der allmählichen Veränderung der NPD-Wählerschaft wird jetzt 

an dieser Stelle ein kleiner Exkurs in die 1960er Jahre gemacht. Der Zeitabschnitt 

zwischen den Jahren 1966 und 1968 war für die NPD besonders erfolgreich, denn sie 

bekam in sieben Landesparlamenten insgesamt 61 Mandate. Den erhofften 

Bundestagseinzug verpasste sie jedoch im Jahr 1969 mit 4,3 Prozent nur knapp. Die 

damaligen Anhänger, zwei Drittel waren Männer, repräsentierten alle 

Bevölkerungsschichten. Was das Alter betrifft, waren die mittleren Jahrgänge am 

stärksten vertreten. Während in den 1950er Jahren die Wähler fast ausschließlich aus 

                                                 
74 „Verfassungsschutzbericht 2009“, hrsg. v. Sächsischen Staatsministerium des Innern und dem 
Landesamt für Verfassungsschutz (LfV) Sachsen, 11,  
http://www.verfassungsschutz.sachsen.de/download/VS-Bericht_2009.pdf  (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
75 Siehe Anhang Nr. 13: Entwicklung der Anzahl der Kreisverbände und der Mitgliederzahl der NPD in 
Sachsen (Graph). 
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dem Mittelstand stammten, tendierten Ende der 1960er Jahre 14 Prozent der 

Arbeitnehmer in Großbetrieben, 19 Prozent der Selbstständigen und sogar 25 Prozent 

der Arbeitnehmer in Kleinbetrieben zur NPD. Schon hier kann man also die erste 

Resonanz der Partei auch bei der Arbeiterschicht sehen, obwohl die  

Gewerkschaftsmitglieder für sie noch lange unerreichbar waren.77  

Den Schwerpunkt dieses Kapitels bildet jedoch das Profil der heutigen Anhänger 

bzw. Wähler in Sachsen. Als Datenbasis dienten die Ergebnisse sowohl der 

Landtagswahl78 am 19. September 2004 als auch der Bundestagswahl79, die am 18. 

September 2005 stattfand. Die Ergebnisse stimmen miteinander überein. Die hier 

veröffentlichten Wahlergebnisse lassen ein spezifisches Bild der Wahlberechtigten und 

Wähler entstehen und geben Auskunft über Alter und Geschlecht der NPD-Wähler.  

Im Unterschied zu den Bundestagswahlen, wo die NPD, genauso wie die 

anderen rechtsextremistischen Parteien in der Bundesrepublik, nie besonders erfolgreich 

war, sind ihre Ergebnisse bei den Landtags-, Kommunal- und Europawahlen besser. 

Dies lässt sich insbesondere durch zwei Faktoren erklären. (1) Diese Wahlen werden 

von den Wählern häufig als nicht so wichtig, zusätzlich oder als „Nebenwahlen“ 

empfunden. Deshalb setzen sich hier stark die Protestwähler durch, die mit ihrer 

Rechtswahl den etablierten Parteien eine bestimmte Botschaft vermitteln wollen. (2) 

Diese Wahlen sind meistens durch deutlich niedrigere Wahlbeteiligungen 

gekennzeichnet, die den kleineren Parteien höhere Stimmanteile ermöglichen. Die 

Wähler erwarten von diesen Parteien keine Problemlösung, sondern sie wollen nur auf 

ihre Probleme aufmerksam machen und eine Reaktion erregen. Die extremistischen 

Parteien haben bei solchen Wahlen die größte Chance, ihre Sympathisanten zu 

mobilisieren.80  

Jede politische Partei, unabhängig von ihrer parlamentarischen Etabliertheit, 

verfügt über ein spezifisches Wählerprofil. Im Folgenden wird die Mitgliedschaft nach 

                                                                                                                                               
76 „Verfassungsschutzbericht 2009“, 10. 
77 Stöss, Rechtsextremismus im Wandel, 80-81. 
78 „Wahl zum 4. Sächsischen Landtag am 19. September 2004“, Offizielle Seite des Statistischen 
Landesamtes des Freistaats Sachsen, 
http://www.statistik.sachsen.de/wpr_alt/pkg_w04_nav.prc_index?p_anw_kz=LW04 (letzter Zugriff: 1. 5. 
2011). 
79 „Wahl zum 16. Deutschen Bundestag am 18. September 2005: Sonderheft - Erste Ergebnisse aus der 
Repräsentativen Wahlstatistik für die Bundesrepublik Deutschland“, hrsg. v. Statistischem Bundesamt, 
Wiesbaden, 2005, Offizielle Seite des Bundeswahlleiters, 
http://www.bundeswahlleiter.de/de/bundestagswahlen/BTW_BUND_05/veroeffentlichungen/veroeffentli
chungen/endfassung_unterstichprobe_2005.pdf  (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
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mehreren Merkmalen charakterisiert: (1) Geschlecht, (2) Altersgruppe, (3) Erwerbs- 

und Berufsgruppe und zuletzt (4) formale Bildung.  

Wie schon der Politikwissenschaftler Armin Pfahl-Traughber in Zusammenhang 

mit dem sächsischen Landesverband im Jahre 2002 zusammenfasste, handelt es sich bei 

den dortigen Mitgliedern hauptsächlich um „Jüngere aus den unteren sozialen Schichten 

mit Sympathien oder gar Zugehörigkeit zur Skinhead-Szene, teilweise um Aktivisten 

aus neonationalsozialistischen Personenzusammenschlüssen“.81 Seine Behauptung 

stimmt fast zehn Jahre später immer noch nahezu hundertprozentig. 

 Hinsichtlich des Geschlechts ergibt sich aus den Studien keine neue Information: 

Zwei Drittel der Wählerschaft in Sachsen sind Männer. Wegen der geringen Vertretung 

der Frauen in den Partei-Strukturen, gründete die NPD im September 2006 in 

Sotterhausen, Sachsen-Anhalt, die Unterorganisation Ring Nationaler Frauen. Über 

diese Struktur sollten rechtsextrem eingestellte Frauen organisiert und als potentielle 

Wählerinnen angezogen werden.82 

Hinsichtlich der Alterszusammensetzung erzielt die NPD die höchsten 

Ergebnisse unter den jungen Wählern. Bei den Landtagswahlen in Sachsen mobilisierte 

die Partei am stärksten die jüngsten Wählergruppen. Auf starke Resonanz stieß sie aber 

auch bei den mittleren Altersgruppen. In der Altersgruppe der 18- bis 24-Jährigen waren 

25 Prozent der NPD-Wähler Männer, in der Altersgruppe der 25- bis 34-Jährigen waren 

es 19 Prozent Männer und in der nächsten Altersgruppe der 35- bis 44-Jährigen 16 

Prozent Männer.83 In allen Altersgruppen und bei beiden Geschlechtern erzielte man in 

Ostdeutschland bessere Ergebnisse als in Westdeutschland. 84 

Laut der veröffentlichten Zahlen des Verfassungsschutzberichtes 200985 kann 

man in der letzten Zeit wesentliche Veränderungen hinsichtlich der Zusammensetzung 

                                                                                                                                               
80 Falter und Klein, Wer wählt Rechts? Anhänger rechtsextremistischer Parteien im vereinigten 
Deutschland, 28-19. 
81 Armin Pfahl-Traughber, „Die NPD in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre. Ideologie, Strategie und 
Organisation“, in: Verbot der NPD oder mit Rechtsradikalen leben? Die Positionen, hrsg. v. Claus 
Leggewie und Horst Meier (Frankfurt am Main: Die Position, 2002), 39. 
82 Struktur und Wahlanalyse der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD) in Sachsen und 
anderer rechtsextremer Organisationen in ihrem Umfeld, 6. 
83 Viola Neu, Landtagswahl in Sachsen am 19. September 2004 – Wahlanalyse (Berlin: Konrad-
Adenauer-Stiftung, September 2004), 8, http://www.kas.de/wf/doc/kas_5343-544-1-
30.pdf?070605133702  (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
84 Viola Neu, Landtagswahl in Sachsen am 19. September 2004 – Wahlanalyse (Berlin: Konrad-
Adenauer-Stiftung, September 2004), 8, http://www.kas.de/wf/doc/kas_5343-544-1-
30.pdf?070605133702  (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
85 „Verfassungsschutzbericht 2009“, hrsg. v. Sächsischen Staatsministerium des Innern und dem 
Landesamt für Verfassungsschutz (LfV) Sachsen, 57,  
http://www.verfassungsschutz.sachsen.de/download/VS-Bericht_2009.pdf (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
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der Wählerschaft beobachten. Der Anteil der jungen Wähler sank deutlich. Die größten 

Zugewinne dagegen verzeichnete die NPD unter den älteren Wählern, den 45- bis 60-

Jährigen. Das prozentuale Wachstum dieser Gruppe seit den Landtagswahlen 1999 

weist auf die Entstehung eines stabilen Wählerpotenzials hin. 

Die meisten Wähler werden aus der Arbeiterschaft rekrutiert, hinsichtlich dieser 

Gruppe kann man von einer Überrepräsentation in der NPD sprechen. Weiterhin sind 

auch sehr stark Arbeitslose und Menschen, die in einer schwierigen ökonomischen Lage 

leben, vertreten. Oft fürchten solche Menschen, ihren Arbeitsplatz zu verlieren und 

fühlen sich dadurch enormem Druck ausgesetzt. Der allgemeine politische Verdruss und 

persönlich empfundene ökonomische Deprivation sind entscheidende Faktoren für die 

Entscheidung, eine Partei des rechten Randes zu wählen. Die Erfolge dieser Parteien 

werden immer wieder vor dem Hintergrund der politischen Probleme und sozialen 

Spannungen erzielt. Bei den erwähnten Landtagswahlen war das Thema Nummer Eins 

die Arbeitslosigkeit, mit der alle Debatten um Hartz IV gekoppelt waren. Weiterhin war 

auch der Vertrauensverlust gegenüber allen Parteien und die Unzufriedenheit mit der 

Bundesregierung, das Hauptmotiv und – Auslöser für eine Protestwahl.  

Wie die Wahltagsbefragung des Meinungsforschungsinstituts Infratest dimap 

zeigt, war für 57 Prozent der NPD-Wähler die Arbeitsmarktpolitik (insbesondere Hartz 

IV) das wahlentscheidende Motiv. Weitere 38 Prozent nannten als Grund für ihre 

Entscheidung die Ausländerpolitik. Dies ist besonders gefährlich hinsichtlich der 

Tatsache, dass die NPD vor allem in der Grenzregion zu Polen und Tschechien sehr 

erfolgreich ist. Die Koordinatorin für Wahl- und Parteienforschung bei der Konrad-

Adenauer-Stiftung Viola Neu interpretiert diese starke Betonung der Ausländerpolitik 

als spezifische Sorgen und Ängste in Zusammenhang mit der EU-Osterweiterung.86 

Unter den Bildungsgruppen sind besonders Menschen mit einem mittleren 

Bildungsabschluss (Mittel-/Realschule/10. Klasse polytechnische Oberschule) geneigt 

die NPD zu wählen. Selten vertreten sind hochgebildete Menschen. Der NPD zugetan 

sind auch eher konfessionslose Menschen. Dieses Merkmal trifft mehr oder weniger alle 

rechtsextremen Parteien.87 

                                                 
86 Neu, Landtagswahl in Sachsen am 19. September 2004 – Wahlanalyse, 8. 
87 Florian Blank, „NPD – Wähler und Mitglieder“, Offizielle Seite der Bundeszentrale für politische 
Bildung. http://www.bpb.de/themen/I0NQD5,0,0,DVU_%96_W%E4hler_und_Mitglieder.html 
 (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
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3. Die Resonanz in ausgewählten tschechischen 

Medien 

Das Thema des Rechtsextremismus und vor allem die Erfolge der 

rechtsextremistischen Parteien bei den verschiedenen Wahlen reflektieren alle Medien 

weltweit. Die Ergebnisse in der Bundesrepublik Deutschland werden vor dem 

Hintergrund ihrer nationalsozialistischen Vergangenheit natürlich insbesondere 

beobachtet. Der Entwicklung der rechtsextremistischen Neigungen in der 

bundesdeutschen Bevölkerung und ihren Auswirkungen auf die tatsächliche 

Wahlbereitschaft, wird viel Aufmerksamkeit gewidmet.  

Das letzte Kapitel beschäftigt sich mit der Resonanz der wichtigsten Ereignisse 

der Landtagswahl in Sachsen am 19. September 2004 in ausgewählten tschechischen 

Medien. Es bietet einen Überblick über die Bearbeitung der Prognosen, tatsächlichen 

Ergebnisse mit Wahlanalyse und die weitere Entwicklung in der Bundesrepublik. 

Folgendermaßen soll die Rekonstruktion der Schlüsselmomente ermöglicht werden.  

Die untersuchte Periode umfasst den Zeitraum des Wahlmonates, vom 1. bis 30. 

September 2004. Ausgewählt wurde das überregionale Tagesblatt Mladá fronta Dnes 

und das regionale Tagesblatt Ústecký deník. 

 

 

3.1. Überregionales Tagesblatt Mladá fronta Dnes 

 Die Wahl von Mladá fronta Dnes wurde hinsichtlich der Tatsache getroffen, 

dass es sich um die größte tschechische Tageszeitung handelt. Das Unterkapitel beginnt 

mit den wichtigsten allgemeinen Informationen zu diesem Tagesblatt. Danach werden 

die einzelnen Artikel aufgezählt und analysiert.   
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3.1.1. Allgemeine Information zu dem Tagesblatt Mladá fronta Dnes  

Mladá fronta Dnes ist die größte Landeszeitung in der Tschechischen Republik. 

Sie sieht sich selbst als modernes, demokratisches und seriöses Periodikum.88 Mladá 

fronta Dnes ist heutzutage wahrscheinlich die einflussreichste tschechische Zeitung, die 

am meisten zitiert wird und die höchste Anzahl an eigenen Berichten druckt. Obwohl 

sie sich als unabhängig von allen politischen Parteien darstellt, wird ihr mit ihrer eher 

rechten oder konservativen Einstellung oft Nähe zu der ODS (Demokratische 

Bürgerpartei) unterstellt.  

Laut der veröffentlichten Studie von Media Projekt89 ist sie die 

zweitmeistgelesene Tageszeitung nach der Boulevardzeitung Blesk (1,343 Mio. Leser) 

mit 816 000 Lesern pro Auflage, gefolgt von dem Tagesblatt Právo (418 000 Leser). 

Die durchschnittliche Auflage der verkauften Exemplare betrug in dem untersuchten 

Zeitabschnitt der Studie 230 902  pro Tag. 90  

In vier Heften wird über Inlands- und Auslandsnachrichten, Ökonomie, Kultur 

und Sport informiert. Das zweite Heft beinhaltet auch erweiterte Berichterstattung aus 

der entsprechenden Region, deshalb wird dieses Heft in vierzehn regionalen 

Versionen91 herausgegeben. 

Mladá fronta Dnes wird von der Gesellschaft Mafra A. G. herausgegeben, in der 

der Majoritätsinhaber seit dem Jahre 1994 die deutsche Holdinggesellschaft Rheinisch-

Bergische Druckerei und Verlagsgesellschaft mbH ist.92  

 

                                                 
88 „Mladá fronta Dnes – Broschüre“, hrsg. v. Gesellschaft Mafra A. G. [Übersetzung des Verfassers], 
http://data.idnes.cz/soubory/mafra_all/A090720_BOP_A031215_MF1_MFDBROZURA.PDF (letzter 
Zugriff: 1. 5. 2011). 
89 Media Projekt ist eine nationale Forschung über die Reichweite der Medien in der Tschechischen 
Republik, die im Auftrag der in der Herausgeberunion und Assoziation der Kommunikationsagentur 
vereinigten Tageszeitungs- und Magazinherausgeber herausgegeben wurde. Im Zeitraum von 1. Oktober 
2010 bis 31. März 2011 untersuchte sie das Lesen in der Tschechischen Republik anhand der 
Befragungen von 12 589 Personen aus der ganzen Republik. 
90 „Media Projekt - Pressemitteilung der Herausgeberunion von 5. Mai 2011“ [Übersetzung des 
Verfassers], Offizielle Seite der Herausgeberunion,  http://www.uvdt.cz/Upload/901.pdf (letzter Zugriff: 
1. 5. 2011). 
91 Mladá fronta Dnes – Broschüre. 
92„ Gesellschaft Mafra – Über die Gesellschaft“, Offizielle Seite der Gesellschaft Mafra, 
http://www.mafra.cz/cs/default.asp?y=mafra_all\cs_o-spolecnosti_portret-spolecnosti.htm (letzter 
Zugriff: 1. 5. 2011). 
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3.1.2. Resonanz in dem überregionalen Tagesblatt Mladá fronta 

Dnes  

In dem Tagesblatt Mladá fronta Dnes wurden insgesamt sechs Artikel93 

gefunden. Vier von ihnen haben direkten Bezug auf die Landtagswahlen in Sachsen und 

Brandenburg, am 19. September, genommen. Nur zwei Texte vom Monatsende, „Vůdce 

strany v Německu chválil Hitlera“94 und „Němci mají jeden stát. Ale žijí ve dvou“95, 

beschäftigten sich nicht mit diesem Ereignis. Der erste Text steht trotzdem in engem 

Zusammenhang mit der NPD. Er informiert über das Ermittlungsverfahren wegen 

Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole durch den Parteivorsitzenden Udo 

Voigt, der in einem Interview Hitler als einen „großen deutschen Staatsmann“ 

bezeichnet hatte. Der zweite Text befasst sich mit den allgemeinen Stimmungen der 

ehemaligen West- und Ostdeutschen. Enttäuschungen, die zu einer großen Desillusion 

führen, werden auf beiden Seiten festgestellt. Obwohl sich die Ostdeutschen die alten 

Zeiten nicht mehr wünschen, profitieren die Extremisten bei den Wahlen von dieser 

Stimmung in der Bevölkerung.  

Ansonsten stehen im Zentrum aller gefundenen Zeitungsartikel die sächsischen 

und brandenburgischen Landtagswahlen. Vor der Wahl erschien nur ein Artikel 

„Východ Německa rudne a hnědne“96, der im Zeichen einer Prognose der Ergebnisse 

stand.  

Die anderen drei Texte, „Na východě Německa zabodovali neonacisté“97 sowie 

„Horký podzim“98 und „"Ossis" staré časy nechtějí“ 99, setzen sich schon direkt mit den 

Wahlergebnissen auseinander. Sie versuchten, sie zu analysieren, nach den Gründen des 

auf der einen Seite großen Debakels der etablierten Parteien und auf der anderen Seite 

des Riesenerfolgs der rechts- und linksextremistischen Parteien zu fragen, sowie 

                                                 
93 Siehe Anhang Nr. 14: Verzeichnis der Zeitungsartikel aus Mladá fronta Dnes (Tabelle). 
94 Tschechische Presseagentur, Reuters, „Der Parteivorsitzende in Deutschland lobte  Hitler“ 
[Übersetzung des Verfassers], Mladá Fronta Dnes, 29. September 2004, 9. 
95 Zita Senková, „Die Deutschen haben einen Staat, jedoch leben sie in zwei“ [Übersetzung des 
Verfassers], Mladá Fronta Dnes, 29. September 2004, 6. 
96 Zita Senková, „Der Osten Deutschlands wird rot und braun“ [Übersetzung des Verfassers], Mladá 
Fronta Dnes, 17. September 2004, 10. 
97 Zita Senková, „Im Osten Deutschlands gewannen die Neonazis an Boden“ [Übersetzung des 
Verfassers], Mladá Fronta Dnes, 20. September 2004, 1 und Fortsetzung auf 8. 
98 Zita Senková, „Der heiße Herbst“ [Übersetzung des Verfassers], Mladá Fronta Dnes, 20. September 
2004, 6. 
99 Zita Senková, „"Ossis" wollen die alten Zeiten nicht mehr“ [Übersetzung des Verfassers], Mladá 
Fronta Dnes, 21. September 2004, 8. 
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weiterhin auch die Frage nach den Motiven der Bürger in den zwei neuen Bundesländer 

zu beantworten. 

Es wurden mehrere Gründe gefunden. (1) Das Reformprogramm „Hartz IV“100, 

das insbesondere in den neuen Bundesländern im Laufe der Zeit eine heftige Senkung 

des Lebensniveaus verursacht hat, wurde am meistens genannt. (2) Die etablierten 

Parteien konnten sich in der ehemaligen DDR, wo jahrelang nur eine einzige, die 

kommunistische Partei, herrschte, noch nicht etablieren. (3) Sachsen ist ein „Land 

extremer Gegensätze“. Der Wirtschaftboom findet nur in manchen Regionen statt und 

der Rest des Landes, vor allem auf dem Lande, leidet unter großer Arbeitslosigkeit. Hier 

stoßen die rechtsextremen Parolen gegen Ausländer, Homosexuelle und den Euro auf 

die größte Resonanz. (4) Entscheidend war auch die neue Strategie der 

rechtsextremistischen Parteien, die aufhörten, sich gegenseitig auszuspielen und mit 

dieser neuen Strategie Erfolg hatten. 

In den Artikeln wird die NPD beschuldigt, die Situation ausgenutzt zu haben, da 

die Partei, sowohl von der Unzufriedenheit der Bürger aus den neuen Bundesländern als 

auch von der Protestwelle gegen die Sozialreformen der Regierungskoalition, 

profitierte. 

Interessant ist auch die Tatsache, dass die Zugewinne von NPD und DVU in 

Politik und Wirtschaft unterschiedlich bewertet werden. Obwohl laut der bisherigen 

Erfahrungen die Rechtextremisten in den Landtagen keine große Gefahr bedeuten, gilt 

dies nicht mehr in der Wirtschaftssphäre. Die inländischen und ausländischen 

Investoren werden durch ihre Anwesenheit abgestoßen und verlieren an dem „braunen“ 

Osten Interesse, was eine weitere Verschlimmerung der Wirtschaftslage mit sich bringt. 

Die Zeitungsartikel spiegeln die Sorgen der bundesdeutschen Gesellschaft wider, 

denn obwohl die ehemaligen Ostdeutschen nicht nach der alten Ordnung streben, ist die 

Situation in den neuen Bundesländern bedenklich. Die meisten Wähler der NPD, DVU 

und PDS und die Nicht-Wähler standen der Demokratie negativ gegenüber.  

 

                                                 
100 Als Hartz IV bezeichnet man die vierte Stufe im Hartz-Konzept, das ein Bündel von verschiedenen 
Maßnahmen enthält, die eine effizientere Gestaltung der Arbeitsmarktpolitik in der Bundesrepublik 
einleiten sollen. Es wurde heftig kritisiert, denn vereinfacht gesagt sollte durch Hartz IV die 
Arbeitslosenhilfe abgeschafft werden, Zeitarbeit und Minijobs liberalisiert und die Sozialämter mit den 
Arbeitsagenturen zusammengelegt werden. 
„Hartz IV-Alle Artikel, Hintergründe und Fakten“, Spiegel Online, 
http://www.spiegel.de/thema/arbeitslosengeld_ii/ (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
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3.2. Regionales Tagesblatt Ústecký deník 

Ústecký deník wurde deshalb ausgewählt, weil dieses Tagesblatt in der Region 

herausgegeben wird, die direkter Nachbar von Sachsen ist. Auch hier wurde die 

zunehmende Gefahr dieses Phänomens in der Bevölkerung empfunden und auch darum 

kann man in dieser lokalen Presse Aufmerksamkeit und Resonanz vermuten. Dieses 

Unterkapitel ist genauso gegliedert wie das vorige: Zuerst werden allgemeine 

Information zu diesem Tagesblatt genannt, dann folgt die Aufzählung und 

Charakteristik der einzelnen Artikel. 

 

 

3.2.1. Allgemeine Information zu dem Tagesblatt Ústecký deník  

Die Tageszeitung Ústecký deník wird seit dem 6. Mai 1993 herausgegeben. Sie 

bringt Informationen nicht nur aus der Welt und der Tschechischen Republik, sondern 

auch insbesondere aus der nahen Umgebung. Kultur und Sport sind ebenfalls vertreten. 

Die Nachrichten aus der Region befinden sich auf etwa fünf bis sechs Seiten.101 Der 

Herausgeber ist die Mediengruppe Vltava-Labe-Press, A. G. (VLP), die in der 

Tschechischen Republik 71 regionale Tagesblätter und 23 Wochenzeitungen 

herausgibt.102  

Das Unternehmen gehört als Tochtergesellschaft zur Verlagsgruppe Passau 

(VGP), die in der Bundesrepublik z. B. die regionale Tageszeitung Passauer Neue 

Presse herausgibt. Die durchschnittliche Auflage von allen Titeln der VLP betrug laut 

Media Projekt 214 055 Exemplare pro Tag, die von 900 000 Personen gelesen 

wurden.103   

 

                                                 
101 „Ústecký deník“, Offizielle Seite der Mediengruppe Vltava-Labe-Press, A. G., 
http://www.vlp.cz/cz/vydavane-tituly/regionalni-deniky/denik-severni-cechy/ustecky-denik.html (letzter 
Zugriff: 1. 5. 2011). 
102 „Herausgegebene Titel“, Offizielle Seite der Mediengruppe Vltava-Labe-Press, A. G., 
http://www.vlp.cz/cz/vydavane-tituly/vydavane-tituly.html (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
103 „Media Projekt - Pressemitteilung der Herausgeberunion vom 5. Mai 2011“ [Übersetzung des 
Verfassers]. 
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3.2.2. Resonanz in dem regionalen Tagesblatt Ústecký deník  

In dem Tagesblatt Ústecký deník wurden insgesamt fünf Artikel104 gefunden. In 

vier von ihnen stehen als zentrales Thema die sächsischen und brandenburgischen 

Landtagswahlen vom 19. September. Der letzte Text „Neonacisté – Nechceme 

cizince“105 behandelt dieses Thema indirekt, da er sich schon mit ihren Folgen 

beschäftigt. Die Hauptfinanzquelle der Region, der Tourismus, wird, bzw. ist schon, mit 

der Wahl der NPD stark bedroht. Der Grund dafür sind die NPD-Vorschläge einer 

Grenzsperre zu der Tschechischen Republik. Dies könnte katastrophale Folgen für die 

ganze Region bedeuten. 

 Mit den Wahlprognosen befasste sich einen Tag vor den Landtagswahlen der 

erste Artikel „Rudá, ale i hnědá mračna se stahují nad Německem“106. Der drohende 

Erfolg der linken und insbesondere der rechten Radikalen wurde in diesem Artikel 

behandelt. 

Die weiteren drei Artikel, „Hnědí vstoupí do saského parlamentu“107, 

„Neonacisté uspěli, ale mohlo to dopadnout hůř“108 und „Radvanovský: Voliči nepustí 

neonacisty ze řetězu“109, erschienen erst nach der Wahl. Auch diese versuchten, eine 

Analyse sowohl der Ergebnisse als auch der Gründe zu bieten. Der große Erfolg der 

extremen Rechten und Linken auf der einen Seite und das Debakel der bisher 

regierenden CDU und SPD auf der anderen Seite, wurden als Konsequenz der 

Unzufriedenheit mit den Sozialreformen der Schröder-Regierung interpretiert. Ihren 

Erfolg verdanken die Neonazis den populistischen Parolen und Vorschlägen gegen 

Hartz IV.  

Nur ein Text nahm auch Bezug auf die Resonanz in den verschiedenen 

deutschen Zeitungen, u. a. in der Sächsischen Zeitung, der Tageszeitung, der Leipziger 

Volkszeitung oder der Süddeutschen Zeitung. Einen gewissen Ausnahmefall stellte der 

letzte Artikel dar, der als Interview mit Zdeněk Radvanovský, Historiker und Dekan aus 

der Universität Ústí nad Labem, gestaltet wurde.  

                                                 
104 Siehe Anhang Nr. 15: Verzeichnis der Zeitungsartikel aus Ústecký deník (Tabelle). 
105 Tibor Kurucz, „Nazis: Wir wollen keine Ausländer“, Ústecký deník, 27. September 2004, 2. 
106 Tschechische Presseagentur, Deutsche Presse-Agentur, „Nicht nur rote, sondern auch braune Wolken 
ziehen sich über Deutschland zusammen“, Ústecký deník, 18. September 2004, 9. 
107 Tschechische Presseagentur, „Die Brauen werden das sächsischen Landesparlament betreten“, Ústecký 
deník, 20. September 2004, 8. 
108 „Die Neonazis waren erfolgreich, es hätte aber auch schlimmer ausgehen können“, Ústecký deník, 21. 
September 2004, 9. 
109 František Roček, „Radvanovský: Die Wähler lassen die Neonazis nicht außer der Kette“, Ústecký 
deník, 22. September 2004, 1. 
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3.3. Vergleich der Resonanz in ausgewählten tschech ischen 

Medien 

 Das Thema der Landtagswahl in Sachsen wurde in den tschechischen 

Tagesblättern Mladá fronta Dnes und Ústecký deník ungefähr gleich stark reflektiert 

(Mladá fronta Dnes: sechs Artikel und Ústecký deník: fünf Artikel).  

 In beiden Periodika erschien ein Artikel noch kurz vor der Wahl, der sich mit 

Prognosen und Erwartungen beschäftigte. In beiden Tagesblättern wurden der Erfolg 

der rechts- und linksextremistischen Parteien und das Debakel der etablierten Parteien 

vorausgesehen. Die CDU und SPD wurden als klare Verlierer der Landtagswahlen in 

Sachsen und Brandenburg angesehen, die die schlimmsten Ergebnisse seit Jahren 

erzielen würden. 

Die meisten Texte entstanden unmittelbar nach der Veröffentlichung der 

Wahlergebnisse. In allen Artikeln wurden die Ergebnisse veröffentlicht. Sie wurden mit 

einem Erdbeben verglichen, denn sie bestätigten die Prognosen. Die NPD zog in das 

Landesparlament in Sachsen ein, die DVU überwand die Fünf-Prozent-Hürde und die 

postkommunistische PDS110 wurde zur zweitstärksten Partei in Brandenburg. Die 

etablierten Parteien erlitten ein großes Fiasko.  

Im Zentrum steht meistens die Analyse der Wahlergebnisse. Näher beschäftigten 

sich die Autoren mit den Motiven der Bürger für die Wahl der extremen Rechten und 

Linken. Sie fragten sich nach den Hauptgründen. Zusammenfassend wurden als 

entscheidend für den Sieg der Extremisten in allen Zeitungsartikeln die allgemeine 

Unzufriedenheit mit den etablierten Parteien und Angst vor der weiteren Entwicklung 

der neuen Bundesländer angesehen. Die ehemaligen DDR-Bürger sahen ihre Zukunft 

vor dem Hintergrund der Sozialreformen der Schröder-Regierung sehr pessimistisch. 

Die Debatten um die Sozialreformen erregten unter ihnen Ängste und Sorgen. Ein 

häufig wiederholtes Wort war „Hartz IV“, das von ihnen als Hauptverursacher des 

gesunkenen Lebensniveaus angesehen wurde.  

In einer solchen Atmosphäre stoßen die rechtsextremen Parolen gegen 

Ausländer und den Euro auf die größte Resonanz. Als Konsequenz aus dieser Stimmung 

wandten sich die Bürger gegen die regierenden Parteien. Die meisten Wähler der NPD 

und DVU wurden hinsichtlich dieser Tatsache als eher unzufriedene und sich bedroht 

                                                 
110 Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) ist 1989 als eine aus der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands (SED) hervorgegangene Partei entstanden und ging 2007 im Zuge der Fusion mit der Arbeit 
& soziale Gerechtigkeit – Die Wahlalternative (WASG) in der Partei Die Linke auf. 
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fühlende Personen, als als richtige Neonazis charakterisiert. Trotzdem wird die Situation 

als sehr ernst betrachtet, denn obwohl die neonazistischen Vertreter der NPD und DVU 

auf der parlamentarischen Ebene inkompetent agieren, bedeuten sie eine enorme Gefahr 

für Image und Investorenzustrom in den Freistaat. 

Betont wurde auch, dass die Parteien des rechten Randes ihre gegenseitige 

Blockade beendeten und fortan nicht mehr miteinander konkurrierten, was stark zu 

ihren Erfolgen beitrug. 

In den Wahlergebnissen kann man eine Botschaft der Bürger eines 

demokratischen Staates sehen, die sowohl den regierenden Parteien als auch denjenigen 

in der Opposition nicht mehr glauben. 

 Sehr auffällig an den Artikeln in Mladá fronta Dnes ist ihre fast identische 

Gestaltung, Wortwahl und Annahme von Positionen. Außer einem Text wurden alle 

Artikel von derselben Autorin geschrieben und ihre Handschrift ist sehr spürbar. Zita 

Senková war über fünf Jahre lang Mitarbeiterin der ausländischen Redaktion und 

kommentierte vor allem die Ereignisse in der Bundesrepublik Deutschland. Ihre 

Autorenschaft lässt sich in den einzelnen Texten leicht erkennen. Sie wiederholt sich oft 

und benutzt auch nicht völlig neutrale Wörter. 

 Im Gegensatz dazu unterscheiden sich die Artikel in Ústecký deník schon stärker 

voneinander und sind mannigfaltiger. Die Zeitung übernahm meistens Texte von der 

tschechischen Nachrichtenagentur Česká tisková kancelář, die auch die Nachrichten der 

größten Nachrichtenagentur Deutschlands Deutsche Presse-Agentur bearbeitet und 

weitervermittelt. In gewisser Weise macht es die Artikel auch spannender für die Leser.  
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Zusammenfassung 

 Die Landtagswahl am 19. September 2004 und der Sieg der NPD bedeutete 

einen Bruch nicht nur für Sachsen, wo es einer rechtsextremistischen Partei nach über 

drei Jahrzenten gelungen war, die Fünf-Prozent-Hürde zu überwinden und in das 

Parlament einzuziehen. Es war auch ein klares Signal, das viel über die Lage und 

Stimmung in der Bevölkerung der ehemaligen DDR aussagte. Die Bürger hatten sich 

entschieden, sowohl den regierende Parteien als auch der Opposition eine klare 

Botschaft zu vermitteln. 

 Obwohl die breite Öffentlichkeit der nationalen Wiedervereinigung gegenüber 

sehr positiv und begeistert eingestellt war, wurde schon kurz nach der deutschen Einheit 

klar, dass die Bundesrepublik ihre Möglichkeiten überschätzt hatte und die 

ökonomischen Folgen der Umstrukturierung der fünf neuen Bundesländer deutlich 

unterschätzt worden waren. Die optimistischen Prognosen erwiesen sich schon im Jahre 

1990 als pure Illusion.  

 Vor allem die Ostdeutschen wurden hart getroffen. Die Wiedervereinigung 

wurde durch den Transfer sowohl des Wirtschafts-, Währungs- und Sozialsystems als 

auch des Gesetzesrahmens von West- nach Ostdeutschland gekennzeichnet. Die 

Transformation der ostdeutschen Planwirtschaft zur modernen Marktwirtschaft brachte 

hohe Arbeitslosigkeit mit sich, die eine große Migrationswelle der Ostdeutschen nach 

Westen verursachte. Als Folge des Marktzerfalles der RWG-Staaten verlor die 

ostdeutsche Wirtschaft traditionelle Abnehmer und durch die Währungsunion mussten 

sich die ostdeutschen Firmen unmittelbar und vor allem unvorbereitet einer weltweiten 

Konkurrenz stellen. Ihre Wettbewerbsunfähigkeit stellte ein Problem dar, das einer 

langfristigen Lösung bedurfte. Auch die strukturelle Orientierung der ostdeutschen 

Wirtschaft war nicht von Vorteil. Diese plötzlichen Änderungen verursachten 

unterschiedliche Schocks. Schon von Anfang an wurde klar, dass finanzielle Transfers 

nötig werden würden. Die neuen Bundesländer gerieten in eine Krise, die größer war als 

die  sogenannte „Große Depression“ der 1920er Jahre.  

 Unter der Bevölkerung in den neuen Bundesländern verbreitete sich eine 

verzweifelte Stimmung. Die Hoffnungen auf eine schnelle Verbesserung der 

Lebensbedingungen wurden enttäuscht. Die neue Ordnung empfanden die Ostdeutschen 

als Zerfall des etablierten Wertesystems. Angstgefühle und Gefühle von Frustration und 

Entwertung von Qualifikationen und Lebensleistungen verbreiteten sich immer mehr. 
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Die Bürger der ehemaligen DDR fühlten sich plötzlich als Bürger „zweiter Klasse“ und 

„Verlierer der deutschen Einheit“. Solche Einstellungen und 

Minderwertigkeitskomplexe stellten einen Nährboden für den Rechtsextremismus dar. 

In der Atmosphäre der neuen wirtschaftlichen, sozialen und politischen Probleme, 

fanden die verfassungsfeindlichen Bewegungen der extremen Rechten immer mehr 

Sympathisanten.  

 Zu den Gründen, die hinter der fortwährenden Existenz des Rechtsextremismus 

und dem Riesenerfolg der NPD stecken, zählt man sowohl die sozioökomischen 

Auswirkungen der Wiedervereinigung auf die Bevölkerung als auch die neue 

innerparteiliche Orientierung der NPD. Der Sieg der NPD in Sachsen wäre ohne 

wesentliche Konzeptänderungen der Partei Mitte der 1990er Jahre undenkbar gewesen. 

Die NPD wurde von einer bedeutungslosen Kraft zu der viertstärksten Partei des 

Landes.  

 Als wichtigste organisatorische Änderung wird 1996 die Wahl von Udo Voigt 

zum Parteivorsitzenden angesehen, der stark zur Auflösung der innerparteilichen 

Probleme und Rivalitäten beitrug. Zu den ideologischen Änderungen zählt man eine 

verschärfte Kritik an dem liberalen Kapitalismus, die Forderung des Aufbaus eines auf 

einer national-völkischen Gemeinschaft beruhenden neuen wirtschaftlichen und 

politischen Systems und die verstärkte Ablehnung der Bundesrepublik als einen 

demokratischen Verfassungsstaat. Im Programm erhalten blieben die gegen Ausländer 

gerichtete Politik, der Antisemitismus und die revisionistischen Bemühungen um eine 

Umschreibung der deutschen Geschichte. In der Parteistrategie wurde 1997 das „Drei-

Säulen-Konzept“ eingeführt, das die Schwerpunkte und Ziele der Partei beschreibt. Sehr 

umstritten war die Entscheidung Voigts zur Öffnung der Partei für Aktivisten aus der 

neonazistischen Szene und Skinheads. Durch diese Annäherung an die viel 

rechtsextremeren Formen, wurden neue Aktivisten gewonnen und mobilisiert. Zu den 

wichtigsten Momenten in der Entwicklung der extremen Rechten gehörte die 

Entscheidung der rechtsextremistischen Parteien, in den Wahlen nicht mehr 

gegeneinander anzutreten, um die Chancen der einzelnen Parteien zu erhöhen. Diese 

Strategie zahlte sich bei den Landtagswahlen am 19. September 2004 in Sachsen aus. 

Die NPD bekam 190 909 Stimmen, was im Vergleich zu den Landtagswahlen 1999 

sechsmal mehr war. 

 Zusammenfassend werden die rechtsextremistischen Parteien eher von Männern 

als Frauen gewählt. Die Möglichkeit, rechts zu wählen, verringert sich mit (1) höherer 
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Bildung, (2) beruflicher Stellung oder (3) Sozialstatus sowie (4) der Sicherheit des 

Arbeitsplatzes. Bei den Kirchen- oder Gewerkschaftsmitgliedern ist die Chance dieser 

Parteien auch sehr klein. Am anfälligsten für die Wahl einer rechtsextremistischen 

Partei sind Arbeiter, Personen mit niedriger Schulausbildung und geringem 

Einkommen, die sich Sorgen um ihren Arbeitsplatz machen. Der heutige Anhänger fühlt 

sich viel mehr von den populistisch-demagogischen Themen zu Arbeitsmarkt- und 

Sozialproblemen und durch pauschale Globalisierungskritik angesprochen. Große 

Resonanz findet immer noch auch die ausländerfeindliche Orientierung.  

 Jede politische Partei verfügt über ein spezifisches Wählerprofil. 

Zusammenfassend erzielt die NPD die höchsten Ergebnisse unter Jungwählern. In der 

Altersgruppe der 18- bis 24-jährigen Männer haben der Partei 25 Prozent ihre Stimme 

gegeben, in der Altersgruppe der 25- bis 34-jährigen Männer 19 Prozent. Auf starke 

Resonanz stieß sie aber auch bei den mittleren Altersgruppen. In allen Altersgruppen 

stellt man bessere Ergebnisse bei beiden Geschlechtern in Ost- als in Westdeutschland 

fest und in allen Altersgruppen sind wiederum viel mehr Männer als Frauen vertreten. 

Die meisten Wähler werden aus der Arbeiterschaft rekrutiert, weiterhin sind sehr stark 

auch die Arbeitslosen und Menschen, die in einer schwierigen ökonomischen Lage 

leben, vertreten. Im September 2004 war das Thema Nummer Eins die Arbeitslosigkeit 

und Debatten über Hartz IV. Weiterhin waren auch der Vertrauensverlust gegenüber 

allen Parteien und die Unzufriedenheit mit der Bundesregierung, Hauptmotiv und -

Auslöser für eine Protestwahl.  

 Die Entwicklung der rechtsextremistischen Szene und die Unterstützung der 

NPD wurden während der Landtagswahl am 19. September 2004 in Sachsen regelmäßig 

von den tschechischen Medien beobachtet. Sowohl überregionale (Siehe Mladá fronta 

Dnes) als auch regionale Tagesblätter (Siehe Ústecký deník) hielten die Leser qualitativ 

auf dem gleichen Stand. Sie warnten vor der großen Gefahr der NPD für das Image und 

den Investorenzustrom des Freistaates Sachsen. In ihren Wahlkommentaren wurden 

hinter dem großen Erfolg der NPD die allgemeine Unzufriedenheit mit den etablierten 

Parteien und die Angst vor der weiteren Entwicklung in den Bundesländern der 

ehemaligen DDR vermutet. Als entscheidend für den Zuwachs der NPD-Wähler wurde 

der Protest gegen die Sozialreformen der Schröder-Regierung und der häufig 

wiederholte Begriff „Hartz IV“ angesehen. Diese Sozialreform wurde als 

Hauptverursacher des gesunkenen Lebensniveau betrachtet. In beiden Medien wurden 
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die Wähler vorgestellt. Es handelte sich überwiegend um Arbeitslose und sich bedroht 

fühlende Personen als um richtige Neonazis. 

 Es ist sehr gewagt, eine sichere Prognose zur Weiterentwicklung der extremen 

Rechten in der Bundesrepublik zu versuchen. Der Rechtsextremismus ist längst in der 

Mitte der bundesdeutschen Gesellschaft verankert. In manchen Regionen der neuen 

Bundesländer ist er schon zu einem festen Bestandteil des Alltags geworden. Trotzdem 

kann man behaupten, dass er auf der parlamentarischen Ebene keine Bedrohung des 

demokratischen politischen Systems in Deutschland bedeutet. Die politischen Vertreter 

werden nicht als genug glaubwürdig angesehen, um die Probleme des Landes lösen zu 

können. Die Parteien sind auch nicht auf genug Akzeptanz gestoßen, um sich in dem 

Bundestag etablieren zu können. Dies gilt auf für die momentane Situation in der 

Tschechischen Republik. 

 Hinsichtlich der Schwankungen der rechtsextremistischen Parteien in den 

vergangenen Jahren wird der NPD-Wahlerfolg im September 2004 nur als temporärer 

Erfolg und nicht als der Beginn einer rechtsextremen Herrschaft angesehen. Dies 

schließt natürlich nicht aus, dass auch in den nächsten Jahren bei einer anderen Wahl 

eine rechtsextreme Partei ins Parlament einziehen kann. Der allgemeine politische 

Verdruss und persönlich empfundene ökonomische Deprivation sind entscheidende 

Faktoren des Potenzials der rechtsextremen Parteien.  

 Die Lage in beiden Staaten, Bundesrepublik Deutschland und Tschechische 

Republik, wird als sehr ernst angesehen, denn außer den rechtsextremistischen Parteien 

dominieren in der Szene viele neonazistische Strukturen. Ein wachsendes Problem stellt 

ihre Gewalttätigkeit dar. Zwischen den einzelnen Organisationen verläuft intensiver 

Informationsaustausch. Die tschechischen Extremisten lassen sich von ihren deutschen 

Kollegen inspirieren und sprechen sie aktiv an. 

 Die Bedrohung des Rechtsextremismus erfordert ein konsequentes und 

gemeinsames Vorgehen. Besonders die Haltung der Jugendlichen zur Demokratie muss 

gestärkt werden. Das gilt für die Wahlbereitschaft an sich und für das selbstständige 

Denken über Rechtsextremismus. 
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Summary 

 The state election held on 19 September 2004, and the victory of the NPD meant 

a break not only in Saxony where an extreme right-wing party had managed to 

overcome a 5% threshold and enter into Parliament for the first time since 1968, but it 

was also a very clear signal that said a lot about the current situation and mood of the 

populace in the former East Germany.   

 Despite the positive attitude to the national reunification in public, shortly after 

German reunification was clear that the Federal Republic had overestimated itself and 

the economic consequences of the restructuring of the five new states had been 

significantly underestimated. The optimistic forecasts appeared as a pure illusion. 

  The East Germans were particularly affected. The transformation from their 

once status quo planned economy to a modern market economy caused high 

unemployment, and consequently a massive migration of East Germans to western 

Germany. After the dissolution of the Eastern Bloc, the East German economy lost its 

traditional customers and companies had to deal with global competition. The structural 

orientation of the East German economy was disadvantageous as well. These sudden 

changes caused different shocks, and the new states found themselves in a crisis bigger 

than the so-called “Great Depression” of the 1920s.  

 High expectations and hopes for a rapid improvement of living conditions have 

been disappointed. Anxiety and feelings of frustration and devaluation of qualifications 

and life benefits were spread more and more. The citizens of the former GDR felt 

suddenly as citizens of a “second class” and “losers of German reunification”. Such 

attitudes and inferiority complex were a breeding ground for the extreme right. In the 

atmosphere of the new economic, social and political problems, the anti-constitutional 

movements of the far right found more and more sympathizers. 

 Another reason for the continuing existence of the right, and the huge success of 

the NPD besides the socio-economic impact from reunifying on the population, was the 

NDP’s new internal orientation. The success of the NPD in Saxony would have been 

impossible without major conceptual changes in the mid-1990s.  

 Udo Voigt´s election of the party leader in 1996 is considered as the most 

important organizational change. The ideological changes were intensified criticism of 

the liberal capitalism, demand of the construction of a new economic and political 

system based on a Volksgemeinschaft, even stronger rejection of the Federal Republic 
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as a democratic constitutional state, xenophobia, and revisionist efforts to rewriting the 

German past. The new strategy was introduced as the “three-pillar approach” in 1997, 

which describes the priorities and objectives of the party. A lot of new activists were 

gained and mobilized through a controversial opening in the party from the neo-Nazi 

scene and skinheads. To most important moments in the development of the extreme 

right belongs to the decision of the extreme right-wing parties to not compete against 

each other in the single elections in order to increase the odds of each other winning. 

This strategy paid off in the state elections on 19 September 2004 in Saxony. The NPD 

got 190 909 votes, six times more than in 1999. 

 Every political party has a specific voter profile. The NPD achieved the highest 

scores among young males in the age group of 18 to 24 years and 25 to 34 years. In all 

age groups, the party received better results in both sexes in eastern than in western 

Germany and between men. Most voters are recruited from the working class, the 

unemployed, and persons living in a difficult economic situation. The NPD’s voters 

were also mostly non-religious people. 

 The development of the right-wing scene and support of the NPD were 

monitored at the time of the state election in Saxony through the Czech media, both the 

national dailies (see Mladá fronta Dnes) and regional daily papers (see Ústecký deník). 

They offered the same qualitative positions and warned of the enormous danger of the 

NPD for the image of the Free State. In their election analysis, the deciding factors for 

NPD’s victory were general dissatisfaction with the established parties and fear of 

further development in the former East Germany. The commentaries characterized the 

increase in support for the NPD as a reaction, in the form of protest votes, to the 

government’s Hartz IV measures, which were seen as a prime cause of the decline in 

living standards. The media dealt with the specific profile of the voters, mostly 

unemployed and young people. The situation was considered as very serious. 
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Anhang 

Anhang Nr. 1: Straftaten mit erwiesenem oder zu vermutendem              

rechtsextremistischem Hintergrund, 1990-2000, Ostdeutschland (Tabelle) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Quelle: Lee McGowan, Radikální pravice v Německu: od roku 1870 po současnost (Praha: Prostor, 
2004), 226. 
 

 

Anhang Nr. 2: Heftiger Anstieg der rechtsextremistischen Straftaten, 1990 und 

2000 (Tabelle) 

Gewalttaten 1999 2000 Trend 

Tote 1 2 + 100 % 

Mordanschlag 13 15 + 15,4 % 

Befehdung 630 874 + 38,7 % 

Brandstiftungsversuche 35 41 + 17,1 % 

Bombenanschläge 2 7 + 250 % 

Landfriedensbruch 65 59 − 9,2 % 

Insgesamt 746 998 + 33,8 % 

Quelle: Lee McGowan, Radikální pravice v Německu: od roku 1870 po současnost (Praha: Prostor, 
2004), 227. 

Jahr Zahl der Gewalttaten   Straftaten insgesamt Mörder 

1990 309 1380 0 

1991 1492 − 3 

1992 2639 7684 17 

1993 2232 10 561 5 

1994 1498 − 0 

1995 837 7896 0 

1996 781 8730 1 

1997 790 11 719 0 

1998 708 10 049 0 

1999 746 10 037 2 

2000 998 15 591 2 
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Anhang Nr. 3: „Sind neunzehn Jahre deutsche Einheit für Sie insgesamt gesehen 

...?“  (neue Bundesländer, 2009, in Prozent) (Abbildung) 

                                
Quelle: „20 Jahre friedliche Revolution 1989 bis 2009 - Die Sicht der Bürger der neuen Bundesländer“, 
Pressematerial zu der Pressekonferenz der Volkssolidarität Bundesverband e.V. 20. 7.2009, 
http://www.sfz-ev.de/Aktuelles/Medien/presse_2009/Pressematerial_20_07_2009.pdf (letzter Zugriff: 1. 
5. 2011). 
 
 
 
 
 
Anhang Nr. 4: Subjektive Systemzuordnung (neue Bundesländer, 1997 bis 2009, in  

Prozent) (Tabelle) 

 1997 2000 2002 2004 2006 2008 2009 

als Ostdeutsche Fühle ich mich bereits als 
richtiger Bundesbürger 

16 21 20 17 21 22 25 

als Ostdeutsche möchte ich am liebsten die 
DDR wiederhaben 

10 6 10 13 14 11 10 

ich möchte weder die DDR wiederhaben 
noch fühle ich mich in der Bundesrepublik 
schon richtig wohl 

68 65 67 64 60 62 60 

trifft nicht zu/ohne Antwort 6 8 3 6 5 5 5 

Quelle: Winkler Gunnar, 20 Jahre friedliche Revolution 1989 bis 2009 - Die Sicht der Bürger der neuen 
Bundesländer, (Berlin: Sozialwissenschaftliches Forschungszentrum Berlin-Brandenburg e.V., 2009), 47, 
http://www.volkssolidaritaet.de/cms/vs_media/Downloads/Bundesverband/PDF_Dateien/2009/090720Pr
essematerial.pdf (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
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Anhang Nr. 5: „Wie bewerten Sie heute Ihre eigene wirtschaftliche Lage?“ (ab 18. 
Lebensjahr) (neue Bundesländer, 1990 bis 2009, in Prozent) (Tabelle) 

 

 1990 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004 2006 2008 2009 

sehr gut 2 3 2 3 1 3 2 2 2 2 2 

gut 38 39 43 42 39 44 33 31 24 24 30 

teils gut/teils 
schlecht 

43 47 43 40 44 40 42 43 46 45 44 

schlecht 16 9 9 12 13 11 17 17 22 22 19 

sehr schlecht 2 2 3 3 3 2 5 7 7 7 5 

Quelle: Winkler Gunnar, 20 Jahre friedliche Revolution 1989 bis 2009 - Die Sicht der Bürger der neuen 
Bundesländer, (Berlin: Sozialwissenschaftliches Forschungszentrum Berlin-Brandenburg e.V., 2009), 26, 
http://www.volkssolidaritaet.de/cms/vs_media/Downloads/Bundesverband/PDF_Dateien/2009/090720Pr
essematerial.pdf (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 

 

 

Anhang Nr. 6: Der umstrittene "Ossi"-Vermerk auf der Bewerbung (Bild) 
 

 
Quelle: „"Ossi"-Streit endet mit Vergleich“, Spiegel Online, 17. 10. 2010, 
http://www.spiegel.de/wirtschaft/service/bild-723605-78211.html (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). (letzter 
Zugriff: 1. 5. 2011). 
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Anhang Nr. 7: Finanzielle Transfers von Westen nach Osten, 1991-1999 (in 
Milliarden DM) (Tabelle) 
 

Transfers 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 Insgesamt 

Brutto 142.9 172.6 192.0 194.0 188.1 186.0 183.0 181.2 194.6 1634.4 

Einkommena 33.0 39.1 41.4 45.2 46.8 48.2 47.8 48.6 50.6 400.7 

Netto 109.0 133.5 150.6 148.8 141.3 137.8 135.2 132.6 144.0 1233.7 

%BIP b 4.2 4.8 5.4 5.2 4.7 4.5 4.4 4.1 4.4 − 
a) Ostdeutsches Steueraufkommen; b Westdeutsches Bruttoinlandsprodukt, Berlin ausgeschlossen 

Quelle: Michael Münter und Roland Sturm, „Economic Consequences of German Unification“, German 
Politics 11, Nr. 3 (2002): 182. 

 
 

Anhang Nr. 8: Staatsverschuldung der BRD (in Milliarden DM) (Tabelle) 

 1980 1985 1989 1990 1992 1994 1996 1998 2000 

Insgesamt 468.6 760.2 928.8 1,053.5 1,342.5 1,659.6 2,126.3 2,280.1 2,369.4 

%%%%BIP 31.7 41.7 41.8 
ohne 
Daten 43.1 49.4 59.8 60.9 60.5 

Bemerkung: von 1990 bis 1999 nur Westdeutschland 

Quelle: Michael Münter und Roland Sturm, „Economic Consequences of German Unification“, German 
Politics 11, Nr. 3 (2002): 184. 
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Anhang Nr. 9: Arbeitslosigkeit in der BRD, Jahresmittel (´000/%) (Tabelle) 
 

 1990 1991 1992 1993 1994 1995 

Deutschland o.D./o.D. 2,602/o.D. 2,979/7.8 3,419/8.9 3,698/9.6 3,612/9.4 

West 1,883/6.4 1,689/5.7 1,808/5.9 2,270/7.3 2,556/8.2 2,565/8.3 

Ost 537(Okt.)/6.1 
(Okt.) 

o.D./10.4 1,170/14.6 1,149/15.1 1,142/15.2 1,047/14.0 

a) Zahl für Februar 2002 

Quelle: Michael Münter und Roland Sturm, „Economic Consequences of German Unification“, German 
Politics 11, Nr. 3 (2002): 186. 

 
Anhang Nr. 9: Jährliche Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts in der DDR 

in % (Tabelle) 

Jahr Wachstumsraten des BIPs 

1989 2,1 

1990/1991 −12,5 

1992 7,5 

1993 11,9 

1994 11,4 

1995 4,5 

1996 3,2 

1997 1,6 

1998 0,4 

1999 2,6 

2000 0,4 

 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002a 

Deutschland 3,965/10.4 4,384/11.4 4,279/11.1 4,099/10.5 3,889/9.6 3,852/9.4 4,296/10.4 

West 2,796/9.1 3,022/9.8 2,904/9.4 2,756/8.8 2,529/7.8 2,478/7.4 2,789/8.3 

Ost 1,169/15.7 1,363/18.1 1,375/18.2 1,344/17.6 1,359/17.4 1,374/17.5 1,507/19.2 
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Quelle: Gerhard Heske, „Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland 1970 bis 2000 – Neue 
Ergebnisse einer volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung“, Historical Social Research 30, Nr. 2 (2005): 
238-328, http://hsr-trans.zhsf.uni-koeln.de/hsrretro/docs/artikel/hsr/hsr2005_665.pdf (letzter Zugriff: 
15.1.2009). 
Anhang Nr. 10: Mitglieder der NPD in der BRD (Graph) 

 
Quelle: Maria Grjasnow und Friedemann Bringt, Struktur und Wahlanalyse der Nationaldemokratischen 
Partei Deutschlands (NPD) in Sachsen und anderer rechtsextremer Organisationen in ihrem Umfeld, 
(Kulturbüro Sachsen e. V., 2008), 4, http://kulturbuero-
sachsen.de/dokumente/Struktur%20und%20Wahlanalyse%20der%20NPD%20in%20Sachsen.pdf (letzter 
Zugriff: 1. 5. 2011).    
 

 

 

Anhang Nr. 11: Mitglieder der NPD in Sachsen sowie rechtsex. Kameradschaften  

 

Quelle: Maria Grjasnow und Friedemann Bringt, Struktur und Wahlanalyse der Nationaldemokratischen 
Partei Deutschlands (NPD) in Sachsen und anderer rechtsextremer Organisationen in ihrem Umfeld, 
(Kulturbüro Sachsen e. V., 2008), 4, http://kulturbuero-
sachsen.de/dokumente/Struktur%20und%20Wahlanalyse%20der%20NPD%20in%20Sachsen.pdf (letzter 
Zugriff: 1. 5. 2011).    
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Anhang Nr. 12: Die sozialstrukturelle Zusammensetzung der Befragten mit 

Wahlbereitschaft für rechtsextremistische Parteien in Deutschland 2003 (%) 

(Tabelle) 

 BRD West Ost 

Arbeitslose 9 6 20 

Einfache Arbeiter 5 5 3 

Facharbeiter 21 20 25 

Einfache Angestellte 19 21 12 

Verantw. Angestellte 7 8 5 

Beamte 1 •2 0 

Selbstständige 5 5 4 

Rentner 16 16 13 

Sonst. NEP 17 17 18 

Unterschicht a 59 59 57 

Mittelschicht a 28 28 28 

Oberschicht a 13 13 15 
Datenquelle: forsa/FUB-OSZ; April 2003; wahlberechtigte Bevölkerung 
NEP =Nichterwerbspersonen 
a) Objektive Schichtzuordnung nach Einkommen und Bildung 
•Geringe Fallzahlen 
Bemerkung: Die „Wahlbereitschaft“ charakterisiert man mit der Frage „Könnten Sie sich unter 
Umständen vorstellen, bei einer Bundestagswahl oder bei einer Landtagswahl auch einmal die DVU, die 
NPD oder die Republikaner zu wählen?“. 

Quelle: Richard Stöss, Rechtsextremismus im Wandel (Berlin: Friedrich-Ebert-Stiftung, 2007), 96.  
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Anhang Nr. 13: Entwicklung der Anzahl der Kreisverbände und der 
Mitgliederzahl der NPD in Sachsen (Graph) 
 

 
Quelle: „Verfassungsschutzbericht 2009“, hrsg. v. Sächsischen Staatsministerium des Innern und dem 
Landesamt für Verfassungsschutz (LfV) Sachsen, 57,  
http://www.verfassungsschutz.sachsen.de/download/VS-Bericht_2009.pdf (letzter Zugriff: 1. 5. 2011). 
 
 
 
 
 
Anhang Nr. 14: Verzeichnis der Zeitungsartikel aus Mladá fronta Dnes (Tabelle) 

Erscheinungsdatum Titel des Zeitungsartikel Autor Bereich Seite 

17. 9. 2004 Der Osten Deutschlands 
wird rot und braun 

Zita Senková Aus der 
Welt 

10 

20. 9. 2004 Im Osten Deutschlands 
gewannen die Neonazis an 

Boden  

Zita Senková Titelseite 1 

20. 9. 2004 Im Osten Deutschlands 
sind die Neonazis stärker 

geworden 
(Fortsetzung aus der ersten 

Seite) 

Zita Senková Aus der 
Welt  

8 

20. 9. 2004 Der heiße Herbst Zita Senková Meinungen 6 

21. 9. 2004 „Ossis“ wollen die alten 
Zeiten nicht mehr 

Zita Senková Aus der 
Welt 

8 

29. 9. 2004 Die Deutschen haben einen 
Staat, jedoch leben sie in 

zwei 

Zita Senková Publizistik 6 

29. 9. 2004 Der Parteileiter in 
Deutschland lobte  Hitler 

Tschechische 
Presseagentur, 

Reuters 

Aus der 
Welt 

9 

Bemerkung: Übersetzung des Verfassers 
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Anhang Nr. 15: Verzeichnis der Zeitungsartikel aus Ústecký deník (Tabelle) 

Erscheinungsdatum Titel des Zeitungsartikel Autor Bereich Seite 

18. 9. 2004 Nicht nur rote, sondern auch 
braune Wolken ziehen sich 

über Deutschland zusammen 

Tschechische 
Presseagentur, 

Deutsche Presse-
Agentur 

Welt 9 

20. 9. 2004 Die Brauen werden das 
sächsischen 

Landesparlament betreten 

Tschechische 
Presseagentur 

Welt 8 

21. 9. 2004 Die Neonazis waren 
erfolgreich, es hätte aber 
auch schlimmer ausgehen 

können 

Saarbrücker Zeitung Welt 9 

22. 9. 2004 Radvanovský: Die Wähler 
lassen die Neonazis nicht 

außer der Kette 

František Roček Titelblatt 1 

27. 9. 2004 Nazis: Wir wollen keine 
Ausländer 

Tibor Kurucz Ústecký 
Kreis 

2 

Bemerkung: Übersetzung des Verfassers 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


